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Dieses Gutachten wurde für unsere Mandantin und auf der Grundlage des mit unserer Mandantin 

bestehenden Mandatsvertrages erstellt. Es ist für den eigenen Gebrauch unserer Mandantin be-

stimmt. Vor einer Weitergabe des Gutachtens, ganz oder in Teilen, einer Veröffentlichung oder 

einer Bezugnahme im Außenverhältnis der Mandantin bedarf es einer schriftlichen Zustimmung 

durch uns.  

Gegenüber Dritten, die den Inhalt dieses Gutachtens ganz oder in Teilen zur Grundlage eigener 

Entscheidungen machen, übernehmen wir keine Verantwortung oder Haftung, es sei denn, dieser 

Dritte wurde ausdrücklich und durch schriftliche Vereinbarung in den Schutzbereich des Mandats-
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TEIL 0 EXECUTIVE SUMMARY 

Ergebnis der Kurzstudie  

Für die Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung (Extended Producer Responsibility, 

kurz „EPR“) im Batterie- und Textilbereich ist die Errichtung einer industriegetragenen Gemeinsa-

men Herstellerstelle („GHS“) das vorzugswürdige Modell. Sie ist unionsrechtlich zulässig, wettbe-

werbsrechtskonform ausgestaltbar, verfassungsrechtlich abgesichert, und zugleich die einzige in-

stitutionelle Lösung, die fachliche Marktnähe, schlanken Vollzug und wirksame Trittbrettfahrerver-

folgung in beiden Sektoren zugleich gewährleistet. Die bislang im nationalen Batterierecht vorge-

sehene Möglichkeit der Beleihung einer branchenfremden Stiftung aus der Elektrogerätebranche 

wird den Anforderungen anderer Branchen nicht gerecht und sollte zugunsten einer eigenständi-

gen, branchengetragenen GHS für Batterien und Textilien angepasst werden. 

Inhalt und Gang der Kurzstudie 

Aus Anlass der derzeit laufenden politischen Willensbildung zur Umsetzung der erweiterten Her-

stellerverantwortung in Deutschland untersucht die Kurzstudie die Möglichkeiten der Errichtung 

und Ausgestaltung einer industriegetragenen GHS im Batterie- und Textilbereich (Teil 1). Sie be-

schreibt hierfür zunächst für beide Sektoren die Marktentwicklung und den Rechtsrahmen sowie 

den Stand der politischen Diskussion (Teil 2), beschreibt sodann das vorgeschlagene GHS-Modell 

mit seinen zentralen Aufgaben und Strukturen (Teil 3A) und legt dessen Vorteile gegenüber den 

bisher erörterten Alternativen dar (Teil 3B). Kern der Studie ist die Untersuchung der rechtlichen 

Zulässigkeit einer industriegetragenen Institution, die auf drei Ebenen geprüft wird – anhand des 

Abfallrechts (Teil 4A), des Wettbewerbsrechts (Teil 4B) sowie des Verfassungsrechts (Teil 4C).  

Zentrale Feststellungen der Kurzstudie  

Die Kurzstudie erläutert, wie eine industriegetragene GHS im Batterie- und Textilbereich instituti-

onell und funktional ausgestaltet werden könnte, welche Vorteile sich damit verbinden würden 

und warum das Modell aus Sicht beider Branchen die zur Umsetzung und Überwachung der er-

weiterten Herstellerverantwortung sachgerechteste Organisationsform darstellt. Die regulatori-

schen Anforderungen im Batterie- und Textilbereich sind hochkomplex und technisch dynamisch. 

Diese Aufgaben lassen sich nur effizient steuern, wenn die notwendige Markt- und Produktkennt-

nis dauerhaft institutionell eingebunden wird – ein Konzept der eigenverantwortlichen Umset-

zung durch die Wirtschaft, das sich im Verpackungs- und Elektrogerätebereich durchgesetzt hat.  
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Eine branchengetragene GHS macht das Wissen der Hersteller bei der Umsetzung der erweiterten 

Herstellerverantwortung nutzbar, ohne bestehende Rücknahme- oder Entsorgungsstrukturen zu 

verdrängen. Sie kann als wettbewerbsneutrale und nicht gewinnorientierte Stelle einheitliche 

Standards entwickeln, digitale Prozesse koordinieren und den Vollzug wirksam unterstützen. Das 

entspricht den Erfahrungen aus dem Verpackungs- und Elektrogerätebereich. Dort haben zentrale 

Herstellerstrukturen maßgeblich dazu beigetragen, Markttransparenz zu erhöhen, Datenqualität 

zu verbessern und Behörden bei der Marktüberwachung zu entlasten. Die Kurzstudie kommt zu 

dem Ergebnis, dass die derzeit vorgesehenen bzw. diskutierten Alternativen – namentlich die Be-

trauung einer branchenfremden Institution, die lediglich beratend von einer Expertenkommission 

unterstützt wird – die Vorteile einer GHS nicht in gleicher Weise heben kann. Die besonderen 

technischen, regulatorischen und sicherheitsbezogenen Anforderungen des Batterie- bzw. Textil-

bereichs können dort nicht aus eigener Branchenträgerschaft abgebildet werden. Eine Altbatterie- 

oder Textilkommission ersetzt diese fehlende Struktur nicht. Sie verfügt weder über operative 

Kompetenzen noch über eigene Steuerungsbefugnisse und kann deshalb die notwendige institu-

tionelle Einbindung der Hersteller nicht gewährleisten. 

Die Kurzstudie bestätigt auch die rechtliche Umsetzbarkeit des GHS-Modells für den Batterie- und 

Textilbereich.  

Sie zeigt, dass eine branchengetragene GHS nach den maßgeblichen abfallrechtlichen Vorgaben 

zulässig ist, weil der europäische Rechtsrahmen den Mitgliedsstaaten Gestaltungsspielraum be-

lässt, Rolle, Verantwortlichkeiten und Organisation der Stakeholder selbst zu definieren und die 

Umsetzung in Teilen auch privatwirtschaftlich auszugestalten, solange dies im Einklang mit den 

abfallrechtlichen Zielen steht.  

Auch die Einhaltung wettbewerbsrechtlicher Vorgaben ist gewahrt. Die Tätigkeit der GHS zum 

Zwecke einer wirksamen Durchsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung und einer kon-

sistenten Marktabwicklung bedingt zwar eine Koordination der Hersteller, dies insbesondere in 

Bezug auf die Bereithaltung von gleichermaßen flächendeckenden wie effizienten Sammel- und 

Erfassungsstrukturen und die verursachungsgerechte Verteilung der dadurch bedingten Kosten. 

Die Koordination und Bündelung von Branchenkompetenz der Hersteller ist aber unerlässlich, um 

zugunsten der Verbraucher die kreislaufwirtschaftlichen Ziele einer erhöhten Ressourceneffizienz 

der Hersteller im Batterie- und Textilbereich zu erreichen und dafür eine kosteneffiziente Voll-

zugsarchitektur zu schaffen. Soweit die Koordination potenziell die Wettbewerbsbedingungen im 

Markt beeinflusst, wäre dies aufgrund der damit einhergehenden Wohlfahrtsgewinne, von denen 

auch Verbraucher angemessen profitieren, gerechtfertigt, was der vergleichende Blick auf Paral-

leldiskussionen im Verpackungsbereich bestätigt.  
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Soweit die GHS mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattet würde, wäre dies schließlich im Wege 

der Beleihung auch gemäß verfassungsrechtlichen Vorgaben zulässig. Das GHS-Modell würde sich 

auf eine gesetzliche Grundlage stützen und durch verhältnismäßige Übertragung von klar umris-

senen Aufgaben, die der staatlichen Letztaufsicht unterstehen, die Voraussetzungen einer zuläs-

sigen Beleihung erfüllen.  
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TEIL 1 ANLASS UND GEGENSTAND DER UNTERSUCHUNG 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 2024 unter der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie 

(„NKWS“) das Ziel auferlegt, Wirtschaftsprozesse ressourcenschonender und nachhaltiger zu ge-

stalten.1 Angesichts der negativen Auswirkungen des Abbaus und der Verwendung von Primär-

rohstoffen auf Umwelt, Klima und Wirtschaft soll der Übergang zur Kreislaufwirtschaft den Wert 

vorhandener Rohstoffe und Produkte möglichst lange bewahren. Dadurch soll die Versorgungssi-

cherheit erhöht und es sollen ökologische sowie ökonomische Vorteile für Verbraucher und Un-

ternehmen geschaffen werden. Zur Umsetzung der NKWS sollten Maßnahmen wie Gesetzesiniti-

ativen, digitale Transformation, öffentliche Beschaffung und Förderprogramme die Innovations-

kraft Deutschlands ankurbeln, um eine zirkuläre Wertschöpfung zu etablieren und die Wettbe-

werbsfähigkeit zu stärken. Übergeordnet wird hierfür der Ansatz verfolgt, das aus dem Verursa-

cherprinzip abgeleitete Instrument der erweiterten Herstellerverantwortung weiterzuentwickeln. 

Als prioritäre Handlungsfelder der Ressourcenwende wurden aufgrund ihrer großen Bedeutung 

und ihres hohen Potenzials u.a. auch der Batterie- und Textilbereich identifiziert.  

Batterien kommt insbesondere durch die Energie- und Mobilitätswende eine zentrale Bedeutung 

zu.2 Mit ihrer technologischen Entwicklung und wachsenden Verbreitung steigt zugleich die Be-

deutung einer verlässlichen Rücknahme und sachgerechten Behandlung von Altbatterien. Dies 

gilt in besonderer Weise für lithiumhaltige Batterien, deren steigender Marktanteil die Anforde-

rungen an Sammlung, Sortierung, Behandlung und Sicherheitsmanagement deutlich erhöht. 

Nach der Folgenabschätzung der Europäischen Kommission wird ihr Anteil von rund 15% im Jahr 

2020 auf etwa 73% im Jahr 2035 ansteigen.3 Fehlwürfe im Hausmüll oder in ungeeigneten Entsor-

gungswegen führen bereits heute zu erheblichen Brand- und Gefahrensituationen und verursa-

chen hohe Kosten in der Entsorgungsbranche.4 Daher rückt immer mehr die Frage in den Mittel-

punkt, wie Hersteller auch in der Abfallphase für ihre Produkte verantwortlich gemacht werden 

können und wie sich die erweiterte Herstellerverantwortung organisatorisch so ausgestalten lässt, 

dass sie den tatsächlichen Anforderungen des Marktes und des Vollzugs gerecht wird.5 

 
1  BMUKN, Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie v. 19.06.2024 (abrufbar unter: BMUKN: Nationale Kreis-

laufwirtschaftsstrategie (NKWS)). 
2  BT-Drs. 21/1587, S. 3 (abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf). 
3  Arbeitsdokument der Kommission SWD (2020) 335 v. 10.12.2020 (abrufbar unter: https://eur-lex.eu-

ropa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52020SC0335). 
4  BT-Drs. 21/1587, S. 3 (abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf). 
5  Wie vor. 

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/kreislaufwirtschaft/kreislaufwirtschaftsstrategie
https://www.bundesumweltministerium.de/themen/kreislaufwirtschaft/kreislaufwirtschaftsstrategie
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52020SC0335
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52020SC0335
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf


 

 
Stand: 05.06.2026 · © BBH  Seite 10/69 

Mit der Verordnung (EU) 2023/1542 über Batterien und Altbatterien („EU-BattVO“)6 und dem Ge-

setz zur Durchführung der Verordnung (EU) 2023/1542 betreffend Batterien und Altbatterien 

(Batterierecht-Durchführungsgesetz; kurz „BattDG“)7 wurde der Rechtsrahmen neu geordnet. Der 

Bundestag hat im Gesetzgebungsverfahren zur Anpassung des Batterierechts an die Verordnung 

(EU) 2023/15428 hervorgehoben, dass für einen reibungslosen Vollzug effiziente Strukturen und 

die Einbindung der Betroffenen von wesentlicher Bedeutung sind.9 Angesichts dessen wurde die 

Bundesregierung aufgefordert,  

„[…] bis zum 31. Juli 2026 zu prüfen, ob und ggf. wie zukünftig eine über die Altbatteriekom-
mission hinausgehende stärkere Einbindung der Hersteller von Batterien bei der Stiftung 
elektro-altgeräte register (ear) oder durch die Etablierung einer eigenständigen Gemeinsa-
men Stelle möglich sein könnte – dabei sollte auch geprüft werden, ob sich ein mögliches 
Modell auch auf andere Produktbereiche, die zukünftig einer erweiterten Herstellerverant-
wortung unterfallen, übertragen lässt […].“10 

[Hervorh. d.d. Verf.] 

Die Notwendigkeit der Einbindung von Herstellern geht – wie eingangs bereits erläutert – über 

den Batteriebereich hinaus. Nicht nur unter der NKWS, sondern auch auf europäischer Ebene 

zeichnet sich seit längerem die Ausweitung der EPR auf weitere Produktbereiche ab. Mit der Richt-

linie (EU) 2025/1892 („EU-AbfRL“),11 durch welche die Richtlinie (EU) 2008/98/EG12 angepasst und 

eine unionsweite EPR im Textilbereich eingeführt wurde, gewinnt die Entwicklung tragfähiger und 

übertragbarer Organisationsmodelle zusätzlich an Bedeutung. Der Textilmarkt erlebt ähnlich dem 

Batteriemarkt ein erhebliches Volumenwachstum durch das Fast-Fashion-Segment, das vor allem 

von außereuropäischen Onlineanbieter geprägt wird. Um der EU-Vorgabe einer erweiterten Her-

stellerverantwortung im Textilbereich nachzukommen, hat die Bundesregierung im März 2026 

 
6  Verordnung (EU) 2023/1542 v. 12.07.2023 über Batterien und Altbatterien, zur Änderung der RL 

2008/98/EG und der VO (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der RL 2006/66/EG, EU-ABl. L 191 v. 
28.07.2023.   

7  Batterierecht-Durchführungsgesetz v. 30.09.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 233), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes v. 25.11.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 286).  

8  BT-Drs. 21/1150 (abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/21/011/2101150.pdf). 
9  BT-Drs. 21/1587, S. 3 (abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf). 
10  BT-Drs. 21/1587, S. 4 (abrufbar unter: https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf). 
11  Richtlinie (EU) 2025/1892 v. 10.09.2025 zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle, EU-ABl. 

L, 2025/1892 v. 26.09.2025. 
12  Richtlinie 2008/98/EG vom 19.09.2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien, EU- ABl. 

L 312 v. 22.11.2008. 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/011/2101150.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101587.pdf
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Eckpunkte für ein nationales Textilgesetz vorgelegt, das bis zum Sommer 2026 in Kraft treten 

muss.  

Damit stellt sich branchenübergreifend die Frage, wie Verantwortung, Steuerung und operative 

Aufgaben künftig so organisiert werden können, dass ein wirksamer, effizienter und rechtssicherer 

Vollzug gewährleistet ist. In diesem Zusammenhang rückt die Einrichtung einer industriegetrage-

nen GHS als potenzielles Modell zunehmend in den Fokus. Eine solche Stelle soll und kann dazu 

beitragen, Branchenwissen zu nutzen, Aufgaben zu bündeln, Informationsflüsse und Schnittstel-

len zu ordnen, die Einbindung der Hersteller zu verbessern und staatliche Stellen sowohl personell 

als auch finanziell zu entlasten. Entscheidend ist jedoch, ob und unter welchen Voraussetzungen 

ein solches Modell geeignet ist, die Koordinierung in der jeweiligen Branche zu stärken, ohne die 

Anforderungen an staatliche Aufsicht und Rechtssicherheit zu beeinträchtigen. 

Die vorliegende Kurzstudie prüft vor diesem Hintergrund im Auftrag der Stiftung Gemeinsames 

Rückholsystem Batterien („Stiftung GRS Batterien“) die Voraussetzungen für die Errichtung und 

Ausgestaltung einer GHS im Batterie- und Textilbereich. Dafür untersucht sie die hierfür bestehen-

den Möglichkeiten im jeweiligen Rechtsrahmen, entwickelt mögliche Organisationsoptionen und 

bewertet deren Eignung für die Umsetzung. 
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TEIL 2 STATUS QUO: MARKTUMFELD, RECHTSRAHMEN UND AN-
FORDERUNGEN DER BRANCHEN 

In den Bereichen Batterien und Textilien haben sich die Marktbedingungen (Punkt A) und der 

Rechtsrahmen (Punkt B) in den zurückliegen Jahren – auch bedingt durch die globalen geopoliti-

schen Entwicklungen – erheblich verändert. Vor diesem Hintergrund wurde zuletzt in Deutschland 

intensiv darüber diskutiert, wie die erweiterte Herstellerverantwortung operativ bestmöglich um-

gesetzt werden kann, um den Realitäten und Anforderungen der Branchen gerecht zu werden. 

Dabei rückte auch die Einrichtung einer GHS als mögliches Zielmodell immer mehr in den Blick 

(Punkt 0).  

A. Markt und Entwicklung in den Bereichen Batterien und Textilien 

Angesichts eines hohen bzw. wachsenden Aufkommens bei gleichzeitig weiter ausbaufähigen 

Sammel- und Verwertungsquoten weisen sowohl der Batteriemarkt (Punkt I) als auch die Textil-

wirtschaft (Punkt II) erhebliches kreislaufwirtschaftliches Potenzial auf.  

I. Der Batteriemarkt 

Der Batteriemarkt hat sich in den vergangenen Jahren deutlich verändert. Ausschlaggebend ist 

neben dem Mengenwachstum auch die zunehmende technische und organisatorische Komplexi-

tät. Dabei besteht im Batteriemarkt ein hohes Ressourcenpotenzial. 

Zwischen 2020 und 2024 ist der deutsche Markt um 239% gewachsen und erreichte 2024 ein 

Marktvolumen von 20,5 Milliarden Euro. Die Branche beschäftigt ca. 20.000 Mitarbeitende, was 

einem Anstieg um 13% zum Vorjahr entspricht.13  

Nach Angaben des Umweltbundesamtes („UBA“) wurden im Jahr 2024 insgesamt 59.496 t Gerä-

tebatterien in Verkehr gebracht.14 Auch die Masse der zurückgenommenen Altbatterien wuchs 

auf 31.898 t. Die Sammelquote stieg somit auf 53,8% und übererfüllt damit sowohl die europäi-

schen (45%) wie nationalen (50%) Vorgaben.15  

 
13  ZVEI, Faktenblatt 2024, 26.06.2025 (abrufbar unter: https://www.zvei.org/fileadmin/user_up-

load/Presse_und_Medien/Publikationen/2025/Juni/Batterie-Pressekonferenz-2025/Batteriemarkt-
2025.pdf.  

14  UBA, Mitt. v. 15.01.2026 (abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltzustand-
trends/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/altbatterien. 

15  Wie vor. 

https://www.zvei.org/fileadmin/user_upload/Presse_und_Medien/Publikationen/2025/Juni/Batterie-Pressekonferenz-2025/Batteriemarkt-2025.pdf
https://www.zvei.org/fileadmin/user_upload/Presse_und_Medien/Publikationen/2025/Juni/Batterie-Pressekonferenz-2025/Batteriemarkt-2025.pdf
https://www.zvei.org/fileadmin/user_upload/Presse_und_Medien/Publikationen/2025/Juni/Batterie-Pressekonferenz-2025/Batteriemarkt-2025.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltzustand-trends/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/altbatterien
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltzustand-trends/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/altbatterien
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Zugleich erreichte die Masse der in Verkehr gebrachten Lithium-Ionen-Akkus mit 21.432 t sogar 

erneut einen Höchststand. Auch Lithium-Primärbatterien stiegen mit 2.302 Tonnen auf einen his-

torischen Höchstwert. Insgesamt machten dabei Primärbatterien weiterhin 64% des Gesamtvolu-

mens der Gerätebatterien aus, während Akkus auf 36% kamen. 16 

 

Abbildung 1:  Anteile von Batterien (Quelle: UBA, v. 15.01.2026, abrufbar unter: https://www.umweltbundes-
amt.de/system/files/medien/384/bilder/dateien/4_Abb_GB_Anteil-Akkus_2026-01-15.pdf).  

Die Prognosen bis 2035 sehen in Europa ein weiterhin starkes Wachstum voraus. Den größten 

Anteil am Batteriemarkt mit 65% machen die Elektrofahrzeugbatterien aus; sie werden in den 

nächsten neun Jahren um ca. 200% wachsen.17 Am stärksten wächst derzeit das Aufkommen an 

Industriebatterien mit einer erwarteten Vervierfachung bis 2030.18 Die Wachstumstreiber sind 

hier insbesondere Home-Storage-Batterien für private PV-Anlagen sowie industrielle Speicher. 

Auch Batterien für leichte Verkehrsmittel (sog. LV-Batterien), Gerätebatterien sowie Starterbatte-

rien wachsen kontinuierlich mit geringeren Zuwächsen am Gesamtmarkt. 

 
16  UBA, Mitt. v. 15.01.2026, abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltzustand-

trends/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/altbatterien. 
17  Heimes/Bernhart, Battery Monitor 2023 (abrufbar unter: https://www.rolandberger.com/en/In-

sights/Publications/Battery-Monitor-2023-An-assessment-of-the-current-and-future-battery-
value.html); IEA, Global EV Outlook 2024 (abrufbar unter: Outlook for battery and energy demand – 
Global EV Outlook 2024 – Analysis - IEA) 

18  Aurora Energy Research, The European Battery Market Attractiveness Report (abrufbar unter: 
https://auroraer.com/resources/aurora-insights/market-reports/the-european-battery-market-attrac-
tiveness-report-batmar-26).  

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/384/bilder/dateien/4_Abb_GB_Anteil-Akkus_2026-01-15.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/384/bilder/dateien/4_Abb_GB_Anteil-Akkus_2026-01-15.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltzustand-trends/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/altbatterien
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltzustand-trends/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/altbatterien
https://www.rolandberger.com/en/Insights/Publications/Battery-Monitor-2023-An-assessment-of-the-current-and-future-battery-value.html
https://www.rolandberger.com/en/Insights/Publications/Battery-Monitor-2023-An-assessment-of-the-current-and-future-battery-value.html
https://www.rolandberger.com/en/Insights/Publications/Battery-Monitor-2023-An-assessment-of-the-current-and-future-battery-value.html
https://www.iea.org/reports/global-ev-outlook-2024/outlook-for-battery-and-energy-demand
https://www.iea.org/reports/global-ev-outlook-2024/outlook-for-battery-and-energy-demand
https://auroraer.com/resources/aurora-insights/market-reports/the-european-battery-market-attractiveness-report-batmar-26
https://auroraer.com/resources/aurora-insights/market-reports/the-european-battery-market-attractiveness-report-batmar-26
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Abbildung 2:  Geschätzte Entwicklung der erwarteten Gesamtkapazitäten von Batterien bis 2035 (Quelle: Stiftung GRS 
Batterien, v. 07.05.2026).  

Insgesamt zeigen die Daten und Entwicklungen somit die enorme industriepolitische Bedeutung 

und das kreislaufwirtschaftliche Potenzial des Batteriemarkts in Deutschland und Europa.  

II. Der Textilmarkt 

Im deutschen Textilmarkt vollzieht sich seit einigen Jahren ein rasanter Wandel vom stationären 

Handel hin zum Onlinehandel. Daraus folgte ein starker Anstieg von sog. Fast Fashion und eine 

zunehmenden Altkleiderlast.  

Die deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie ist vorwiegend mittelständisch geprägt. Sie beschäf-

tigt ca. 121.000 Mitarbeitende und erwirtschaftete 2023 einen Umsatz von 32 Milliarden Euro.19 

Wachstumstreiber sind technische Textilien, die vor allem im textilen Leichtbau, Gesundheitsbe-

reich und Automobilsektor Einsatz finden.  

Laut Statistischem Bundesamt wurden im Jahr 2023 rund 175.000 t Bekleidungs- und Textilabfälle 

aus privaten Haushalten eingesammelt.20 Dies entsprach rund 2 kg pro Person und lag 55% über 

 
19  BMWE, Textil- und Bekleidungsindustrie v. 22.04.2026 (abrufbar unter: https://www.bundeswirtschafts-

ministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Branchenfokus/Industrie/branchenfokus-textil.html).  
20  Statistisches Bundesamt, PM v. 28.01.2025 (abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/Presse/Presse-

mitteilungen/2025/01/PD25_N004_51_32.html). 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Branchenfokus/Industrie/branchenfokus-textil.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Branchenfokus/Industrie/branchenfokus-textil.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/01/PD25_N004_51_32.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/01/PD25_N004_51_32.html
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dem Aufkommen des Jahres 2013.21 Hiervon ist allerdings nur der Teil an Textilien erfasst, der 

überwiegend durch öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger („örE“) gesammelt wurde.  

Nach Angaben des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-

cherheit („BMUKN“) werden in der Bundesrepublik insgesamt bei einer Sammelquote von 64% 

rund 1,01 Mio. t Alttextilien pro Jahr getrennt gesammelt; dies entspricht mehr als 15 kg pro Ein-

wohner.22 Ausschlaggebend dafür ist auch das besondere Konsumverhalten im Textilsektor. Ver-

braucherinnen und Verbraucher kaufen in der Bundesrepublik im Durchschnitt rund 60 Kleidungs-

stücke pro Jahr, wovon jedes fünfte Kleidungsstück kaum oder gar nicht getragen wird.23  

Vergleichbar ist die Situation im Textilbereich auch auf europäischer Ebene; dort fallen nach An-

gaben der Europäischen Kommission jährlich rund 5 Millionen Tonnen ausrangierte Kleidungsstü-

cke an.24 Textilien stellen damit zugleich einen der umweltrelevantesten Konsumbereiche dar. Der 

Textilkonsum in der EU verursacht nach Nahrung, Wohnen und Mobilität die vierthöchsten Um-

welt- und Klimawirkungen.25 Gleichzeitig wird nur rund 1% des Materials in Bekleidung wieder zu 

neuer Bekleidung recycelt.26 

Das hohe Textilaufkommen in Deutschland und Europa zeigt demnach insgesamt immenses Po-

tenzial bei der Ressourcenallokation und -effizienz, dessen Realisierung konsistente Rahmenbe-

dingungen und eine wirksame Vollzugsarchitektur erfordert.  

  

 
21 Wie vor. 
22  BMUKN, Informationen zum Mode- und Textilbereich (abrufbar unter: https://www.bundesumweltmi-

nisterium.de/themen/nachhaltigkeit/konsum-und-produkte/produktbereiche/mode-und-textilien). 
23  Wie vor. 
24  Europäische Kommission, Informationen zur Textilstrategie (abrufbar unter: https://environment.ec.eu-

ropa.eu/strategy/textiles-strategy_en). 
25  Wie vor. 
26  Wie vor. 

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/nachhaltigkeit/konsum-und-produkte/produktbereiche/mode-und-textilien
https://www.bundesumweltministerium.de/themen/nachhaltigkeit/konsum-und-produkte/produktbereiche/mode-und-textilien
https://environment.ec.europa.eu/strategy/textiles-strategy_en
https://environment.ec.europa.eu/strategy/textiles-strategy_en
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B. Institutioneller Rechtsrahmen für EPR im Bereich der Batterien und Textilien 

Während im Batteriebereich die unmittelbar geltenden unionsrechtlichen Vorgaben der EU-

BattVO auf nationaler Ebene mit ergänzenden Durchführungsbestimmungen im BattDG flankiert 

wurden (Punkt I), steht im Textilbereich die zunächst erforderliche Umsetzung der unionsrechtli-

chen Vorgaben der novellierten EU-AbfRL im deutschen Recht noch aus (Punkt II). 

I. Rechtsrahmen im Bereich der Batterien 

Der batterierechtliche Rahmen beruht auf einem zweistufigen Regelungsmodell aus unionsrecht-

lichen Vorgaben (Punkt 1) und nationalen Durchführungsbestimmungen (Punkt 2).  

1. Unionsrechtlicher Ausgangspunkt 

Auf europäischer Ebene beinhaltet die EU-BattVO einen unmittelbar geltenden, einheitlichen 

Rechtsrahmen für das Inverkehrbringen, die Sammlung und die Behandlung von Batterien und 

Altbatterien (Art. 1 Abs. 1 und 2, Art. 2 Abs. 1 sowie Kap. VIII EU-BattVO).  

Geregelt werden unter anderem Stoffbeschränkungen (Art. 6 i.V.m. Anhang I EU-BattVO), Nach-

haltigkeits- und Sicherheitsanforderungen (Kap. II EU-BattVO), Kennzeichnungspflichten (Art. 13ff. 

EU-BattVO), Konformitätsbewertung (Kap. IV EU-BattVO), Sorgfaltspflichten (Art. 48ff. EU-BattVO) 

sowie Vorgaben für die Bewirtschaftung von Altbatterien (Art. 54ff. EU-BattVO). Für die erweiterte 

Herstellerverantwortung schafft die Verordnung mit diesen Vorgaben erstmals einen unionsweit 

harmonisierten Rahmen, der den gesamten Lebenszyklus von Batterien einbezieht.  

Die EU-BattVO gilt als Verordnung zwar unmittelbar, regelt jedoch nicht alle Fragen der Organisa-

tion und des Vollzugs selbst. An mehreren Stellen setzt sie voraus, dass die Mitgliedstaaten Regis-

ter, zuständige Behörden, Zulassungsverfahren und Strukturen für die Umsetzung vorsehen 

(Art. 55, 57, 58, 74 EU-BattVO).  

Im Einzelnen verpflichtet Art. 54 Abs. 1, 3 EU-BattVO die Mitgliedstaaten zur Benennung einer 

zuständigen Behörde, die  

▪ nach Art. 55 EU-BattVO ein elektronisches Herstellerregister führt,  

▪ sog. Organisationen für Herstellerverantwortung („OfH“) nach Art. 58 EU-BattVO zulässt 

und regelmäßig überprüft,  

▪ die Koordination mehrerer OfH nach Art. 57 Abs. 3 EU-BattVO sicherstellt,  
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▪ die Sammelziele nach Art. 59 Abs. 3 und Art. 60 Abs. 3 EU-BattVO überwacht und  

▪ ein Berichterstattungssystem für Mengen-, Sammel- und Verwertungsdaten nach Art. 75 

EU-BattVO betreibt.  

Zur Etablierung einer Gemeinsamen Herstellerstelle macht die EU-BattVO selbst keine Vorgaben; 

sie schreibt eine solche weder vor noch steht sie ihr entgegen. Branchenunabhängig ist allerdings 

die Möglichkeit der Einrichtung einer solchen Stelle In der EU-AbfRL angelegt: Nach Art. 8a Abs. 5 

UAbs. 2 AbfRL, der über Art. 56 Abs. 1 S. 2 EU-BattVO für den Batteriebereich anwendbar ist, 

benennt der Mitgliedstaat, sofern in seinem Hoheitsgebiet mehrere OfH Verpflichtungen aus der 

erweiterten Herstellerverantwortung wahrnehmen, „mindestens eine von privaten Interessen un-

abhängige Stelle" oder beauftragt „eine Behörde", welche „die Umsetzung der Verpflichtungen im 

Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung überwacht“.  

2. (Aktuelle) Durchführungsbestimmungen im nationalen Recht  

Auf nationaler Ebene werden die Vorgaben der EU-BattVO durch das BattDG ergänzt. Das am 

07.10.2025 in Kraft getretene BattDG ersetzt das bisherige Gesetz über das Inverkehrbringen, die 

Rücknahme und die umweltverträgliche Entsorgung von Batterien und Akkumulatoren (Batterie-

gesetz; kurz „BattG“)27 und ordnet den Vollzug im Batteriebereich zugleich institutionell neu. Da-

bei etabliert es eine komplexe Vollzugsarchitektur, in der Pflichterfüllung, behördliche Zuständig-

keit, beliehener Vollzug und Beratung miteinander verwoben sind. 

Demnach können Hersteller ihre erweiterte Herstellerverantwortung über OfH oder auch indivi-

duell wahrnehmen, um die flächendeckende Rücknahme von Altbatterien je Batteriekategorie zu 

gewährleisten (§ 7 Abs. 1 BattDG). Zu diesem Zwecke haben die Hersteller gegenüber der OfH die 

Kategorie und die Masse der von ihnen bereitgestellten Batterien anzugeben und kalenderjährlich 

zu aktualisieren, wobei die OfH die erfolgte Beteiligung unter Angabe der Batteriekategorie und 

kalenderjährlichen Beteiligungsmenge zu bestätigen hat (§ 7 Abs. 2 BattDG).  

Grundsätzlich zuständige Behörde zur Überwachung und Überprüfung der Umsetzung der Pflich-

ten im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung ist nach § 30 BattDG das UBA, dem nach 

§ 31 BattDG u.a. die Aufgaben der Registrierung der Hersteller und Zulassung der OfH obliegen.  

Institutionell ist daneben nach § 35 Ab. 1 S. 1 BattDG die Altbatteriekommission vorgesehen, wel-

che in Bezug auf Fragen zu technischen Standards, zur Verbesserung der Sammlungsstruktur, zur 

 
27  BattG v. 25.06.2009, BGBl. I S. 1582. 
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technischen Einordnung von Altbatterien und zur Bestimmung der Ausgleichssätze für OfH sowie 

für die Abholung und Behandlung von Altbatterien gemäß § 35 Abs. 1 S. 2 BattDG das UBA als 

zuständige Behörde beraten soll. Die Handlungsbefugnisse der Altbatteriekommission sind dabei 

sehr begrenzt; sie beschränken sich auf die Form von Empfehlungen nach § 35 Abs. 2 BattDG.  

Daneben enthält § 37 Abs. 1 BattDG die Ermächtigung, bestimmte, durch die Novelle der EU-

BattVO entstandene Pflichten im Wege der Beleihung auf die Gemeinsame Stelle nach § 5 Elekt-

roG – namentlich also die öffentlich-rechtliche Stiftung elektro-altgeräte register („stiftung ear“) – 

zu übertragen und damit im Wesentlichen dem staatlichen Vollzug zuzuweisen. Anders als im 

ElektroG und im VerpackG, die jeweils die Beleihung einer aus den Herstellern der jeweiligen Bran-

che getragenen Gemeinsamen Stelle vorsehen, ist im BattDG eine Beleihung einer eigenständi-

gen, durch die Batteriewirtschaft getragenen Gemeinsamen Stelle nicht vorgesehen.  

Der Aufgabenkatalog im Rahmen der möglichen Beleihung nach § 37 Abs. 1 Satz 1 BattDG verweist 

enumerativ auf konkrete Vorschriften und umfasst insbesondere: 

▪ die Führung des Herstellerregisters, die Entgegennahme der Registrierungsanträge nach §§ 
5 Abs. 1 S. 6, Abs. 2 S.2-4, 31 Abs. 1 BattDG sowie die Erteilung der Registrierungsnummern; 

▪ die Zulassung der OfH und die Prüfung ihrer finanziellen, organisatorischen und operativen 
Leistungsfähigkeit nach § 8 i.V.m. § 31 Abs. 2 BattDG; 

▪ die Bemessung und Überwachung der Sicherheitsleistungen der OfH nach § 9 BattDG; 

▪ die Festsetzung der Ausgleichssätze je Batteriekategorie nach § 31 Abs. 7 BattDG sowie die 
Feststellung der Auffangsammelpflichten und Ausgleichsansprüche nach §§ 31 Abs. 5, 31 
Abs. 8, 12 Abs. 3 BattDG; 

▪ die fortlaufende Berechnung des Verpflichtungssaldos jeder OfH je Kategorie auf Grundlage 
von Beteiligungs- und Abholmeldungen nach § 32 Abs. 3 BattDG sowie die Zuweisung von 
Abholungen an die OfH mit dem höchsten Saldo nach § 32 Abs. 6 BattDG; 

▪ die Überwachung der Sammelziele über § 41 Abs. 1 BattDG sowie der Widerruf der Zulas-
sung bei Zielverfehlung nach § 33 Abs. 2 BattDG. 

Das UBA hat auf der Grundlage der gesetzlichen Ermächtigung die Stiftung ear per Bescheid mit 

den im BattDG vorgesehenen hoheitlichen Aufgaben beliehen.28   

 
28  UBA, Mitt. v. 22.11.2025 (abrufbar unter: BattDG in Kraft getreten – UBA beleiht erneut stiftung ear | 

Umweltbundesamt). 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/battdg-in-kraft-getreten-uba-beleiht-erneut
https://www.umweltbundesamt.de/themen/battdg-in-kraft-getreten-uba-beleiht-erneut
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II. Rechtsrahmen in Bereich der Textilien 

Anders als im Batteriebereich existieren im Textilbereich bislang nur Vorgaben der erweiterten 

Herstellerverantwortung auf europäischer Ebene (Punkt 1). Die Umsetzung im nationalen Recht 

ist noch nicht erfolgt, aber in Vorbereitung (Punkt 2).  

1. Unionsrechtlicher Ausgangspunkt  

Mit Novellierung der EU-AbfRL im Jahr 2025 ist im Textilbereich erstmals ein unionsweit verbind-

licher Umsetzungsrahmen für die erweiterte Herstellerverantwortung geschaffen worden. Der 

Unionsgesetzgeber reagiert damit auf die Tatsache, dass der Textilsektor zu den ressourceninten-

siven und umweltrelevanten Konsumbereichen gehört aber bislang nicht in einer Weise bewirt-

schaftet wurde, die den Grundsätzen der Abfallhierarchie entspricht (Erwägungsgrund Nr. 30).  

Mit der EU-AbfRL wird das Ziel verfolgt, ein Wirtschaftssystem insbesondere für Sammlung, Sor-

tierung, Wiederverwendung und Recycling von Textilien aufzubauen (Erwägungsgrund Nr. 26). 

Hierfür wurde in der EU-AbfRL ein entsprechender Regelungsblock in den neuen Art. 22a bis 22d 

geschaffen. Diese Vorschriften ordnen das Textilregime in die allgemeinen Vorgaben der Art. 8 

und 8a der Richtlinie 2008/98/EG ein, konkretisieren diese aber für den Textilbereich in zahlrei-

chen Punkten. 

Die erweiterte Herstellerverantwortung ist nach der EU-AbfRL auf ein kollektives Erfüllungsmodell 

angelegt, wonach die Mitgliedstaaten sicherzustellen haben, dass Hersteller eine OfH damit be-

auftragen, ihre Verpflichtungen in ihrem Namen zu erfüllen (Art. 22c Abs. 1 EU-AbfRL). Zudem 

sollen die Mitgliedstaaten die Zulassung mehrerer OfH in Erwägung ziehen, weil Wettbewerb zwi-

schen solchen Organisationen zu Innovation, geringeren Kosten und einer verbesserten getrenn-

ten Sammlung führen kann (Erwägungsgrund Nr. 25). Das System in der EU-AbfRL ist daten- und 

steuerungsintensiv ausgestaltet. Um zu überwachen, ob die Hersteller ihren finanziellen und or-

ganisatorischen Verpflichtungen nachkommen, soll jeder Mitgliedstaat ein Herstellerregister er-

richten und verwalten, und die Hersteller sollten verpflichtet sein, sich zu registrieren (Art. 22b 

EU-AbfRL, Erwägungsgrund Nr. 42). Die finanziellen Beiträge der Hersteller sollen sich dabei nach 

Gewicht und gegebenenfalls Menge der Erzeugnisse richten (Art. 22c Abs. 5 EU-AbfRL).  

Im Einzelnen sieht die EU-AbfRL n.F. folgende hoheitlich zu organisierende Aufgaben vor: 

▪ die Einrichtung eines elektronischen Herstellerregisters zur Überwachung der EPR-Pflichten 
nach Art. 22b Abs. 1 i.V.m. Abs. 6 lit. a EU-AbfRL; 
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▪ die Zulassung der OfH einschließlich des Nachweises des erforderlichen Fachwissens in Ab-
fallbewirtschaftung und Nachhaltigkeit nach Art. 22c Abs. 2 und 3 EU-AbfRL; 

▪ die Überwachung der finanziellen Leistungsfähigkeit der OfH einschließlich angemessener 
Sicherheitsleistungen nach Art. 8a Abs. 3 lit. b und Abs. 4 lit. b i.V.m. Art. 22c Abs. 2 EU-
AbfRL; 

▪ die Koordination der Pflichterfüllung mehrerer OfH im gesamten Hoheitsgebiet durch eine 
unabhängige Stelle unter Wahrung des Wettbewerbsrechts nach Art. 22c Abs. 16 UAbs. 2 
EU-AbfRL; 

▪ die Sicherstellung eines flächendeckenden und nicht auf gewinnversprechende Gebiete be-
schränkten Sammelnetzes nach Art. 22c Abs. 8 und 9 lit. b EU-AbfRL; 

▪ die Durchführung regelmäßiger Zusammensetzungserhebungen der Siedlungsabfälle min-
destens auf NUTS-2-Ebene nach Art. 22d Abs. 6 EU-AbfRL; 

▪ die Entgegennahme und Weiterleitung umfangreicher jährlicher Mengen-, Sammel- und 
Verwertungsdaten nach Art. 22c Abs. 12, Abs. 18 lit. a und Abs. 20 i.V.m. Art. 37 Abs. 3 EU-
AbfRL. 

Gesonderte Vorgaben zur Einrichtung bzw. zum Betrieb einer Gemeinsamen Herstellerstelle ent-

hält die EU-AbfRL nicht. Die Richtlinie schreibt eine solche nicht vor und verlangt auch nicht, dass 

die Registerführung, die Koordination mehrerer OfH oder die Entwicklung einheitlicher Standards 

zwingend einer einheitlichen Einrichtung zugewiesen werden müssten. Zugleich legt sie ein Sys-

tem zugrunde, das ohne übergreifende Koordination nur schwer effizient und widerspruchsfrei zu 

organisieren ist. 

Für den nationalen Gesetzgeber verbleibt dabei ein Gestaltungsspielraum. Die Richtlinie verpflich-

tet zwar zur Einführung des Systems und legt dessen wesentliche Rahmenbedingungen fest, über-

lässt aber die konkrete Ausgestaltung den Mitgliedstaaten. Das betrifft insbesondere die Ausge-

staltung des Herstellerregisters (Art. 22b EU-AbfRL, Erwägungsgrund Nr. 42), die Zuweisung und 

Abgrenzung behördlicher Zuständigkeiten, die Ausgestaltung des Zulassungsregimes für OfH (Art. 

22c EU-AbfRL) sowie die Frage, ob und in welcher Form gemeinsame oder koordinierende Ein-

richtungen geschaffen werden (Art. 22c Abs. 8 lit. c) EU-AbfRL). 

Die Mitgliedstaaten haben die zur Umsetzung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

bis zum 17.06.2027 in Kraft zu setzen (Art. 2 Abs. 1 EU-AbfRL) und sicherzustellen, dass die Regime 

der EPR für Textilien bis zum 17.04.2028 eingerichtet sind (Art. 22a Abs. 14 EU-AbfRL). Für Klein-

stunternehmen gelten die Art. 22a bis 22d EU-AbfRL erst ab dem 17.04.2029 (Nr. 12 zur Anpas-

sung des Art. 41 EU-AbfRL). 
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2. (Geplante) Umsetzung im nationalen Recht 

Ein dem BattDG entsprechender Rechtsrahmen für Textilien besteht gegenwärtig zwar noch nicht, 

so dass bislang nur die allgemeinen abfallrechtlichen Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

(„KrWG“)29 greifen. Das BMUKN hat aber jüngst Eckpunkte für eine Umsetzung der Erweiterten 

Herstellerverantwortung für Textilien veröffentlicht.30 Diese skizzieren die nach der EU-AbfRL bis 

zum 17.06.2028 geforderte Einführung einer erweiterten Herstellerverantwortung für Textilien in 

Deutschland. Ziel ist es, die durch Fast Fashion verursachten Verwerfungen auf dem deutschen 

Alttextilmarkt zu adressieren und den Textilsektor nachhaltiger und kreislauffähiger zu gestalten. 

Der Anwendungsbereich soll Bekleidung, Bekleidungszubehör, Heimtextilien und Schuhe sowie 

nicht mehr tragfähige Kleidung umfassen. Dies entspricht der EU-AbfRL und deckt nach Aussagen 

des BMUKN rund 96% der heute bereits gesammelten Alttextilien aus privaten Haushalten ab. 

Andere Produktgruppen wie Taschen oder Plüschtiere können weiterhin gemeinsam gesammelt 

werden, unterfallen jedoch nicht der Herstellerverantwortung.  

Hersteller sollen nach dem Eckpunktepapier die finanzielle Verantwortung für Sammlung, Beför-

derung, Sortierung und Verwertung von Alttextilien tragen. Sie müssen sich bei der zuständigen 

Behörde registrieren und an einer OfH beteiligen. Online-Plattformen und Fulfilment-Dienstleister 

müssen die Registrierung der Hersteller prüfen. Die OfH benötigen eine Zulassung und müssen 

ein flächendeckendes Sammelnetz (mindestens ein Container pro 1.000 Einwohner), finanzielle 

Leistungsfähigkeit, Datenerhebung, Eigenkontrolle, Sicherheitsleistung und Fachwissen nachwei-

sen. Sie sollen auf bestehende Sammelstrukturen zurückgreifen und die Sammeltätigkeit vergü-

ten. Zudem führen sie Kommunikationsarbeit, fördern Forschung und berichten jährlich über 

Mengen und Ökomodulierung. 

Die Beiträge richten sich nach quantitativen Kriterien (Menge der in Verkehr gebrachten Textilien) 

und qualitativen Kriterien (Ökomodulierung). Umweltfreundlichere Produkte mit höherer Langle-

bigkeit, Reparierbarkeit, Wiederverwendbarkeit und Recycelbarkeit sowie geringerem Gefahr-

stoffgehalt führen zu geringeren Beiträgen. Dies soll Anreize gegen Fast Fashion setzen.  

Die OfH sind für die flächendeckende Sammlung verantwortlich und müssen allen sammelnden 

Akteuren ein kostenloses Rücknahmeangebot unterbreiten. Die Überlassungspflichten privater 

 
29  Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. 02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-

zes vom 02.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56).  
30  BMUKN, Eckpunktepapier zur Einführung einer erweiterten Herstellerverantwortung für Textilien, 

27.03.2026 (abrufbar unter: BMUKN: Eckpunktepapier zur Einführung einer erweiterten Herstellerver-
antwortung für Textilien | Download).  

https://www.bundesumweltministerium.de/download/eckpunktepapier-zur-einfuehrung-einer-erweiterten-herstellerverantwortung-fuer-textilien
https://www.bundesumweltministerium.de/download/eckpunktepapier-zur-einfuehrung-einer-erweiterten-herstellerverantwortung-fuer-textilien
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Haushalte an örE entfallen. Die öRE müssen Alttextilien zurücknehmen, können sich jedoch für 

ein Jahr zur Eigenverwertung entscheiden. Gemeinnützige Sammler dürfen weiterhin freiwillig 

sammeln, müssen sich aber einer Organisation anschließen. Eine Sammelquote von 70% ist zu 

erreichen.  

Alttextilien sind einer Erstsichtung und Sortierung zu unterziehen, wobei eine Verwertungsquote 

von 95% und eine Recyclingquote von 85% angestrebt werden. Beim Export gebrauchter Textilien 

sollen strenge Nachweispflichten gelten. Für Alttextilien gilt die Verordnung (EU) 2024/1157 über 

die Verbringung von Abfällen („EU-Abfallverbringungsverordnung“)31 mit strengeren Vorgaben für 

Nicht-OECD-Länder. 

Strukturell vergleichbar zum Batteriebereich soll eine Kommission für Alttextilien eingerichtet 

werden. Damit möchte das BMUKN nach eigener Darstellung die Expertise der betroffenen Ak-

teure nutzen, um das Textilgesetz erfolgreich und effizient umzusetzen, und diese in den Aufbau 

einer nachhaltigen, kreislauffähigen Textilwirtschaft einzubeziehen. Die Kommission soll die zu-

ständige Behörde in technischen Fragen beraten und Empfehlungen abgeben. Ihr sollen Herstel-

ler, OfH, Händler sowie Vertreter der kommunalen Entsorgungswirtschaft, der kommunalen Spit-

zenverbände, der privaten Entsorgungswirtschaft, der karitativen Sammler und der Umwelt- und 

Verbraucherschutzverbände angehören.  

Parallel zur Errichtung einer Alttextilienkommission sieht das Eckpunktepapier auch die Gründung 

einer Gemeinsame Stelle durch die OfH vor. Deren Aufgabenbereich ist wie im Batteriebereich 

beschränkt und soll u.a. die Koordination der Kommunikationsarbeit gegenüber den Endnutzern 

unter Beteiligung der Hersteller, sammelnden Akteure sowie Entsorger und Länder umfassen. 

Weiter soll die Gemeinsame Stelle die Abstimmung einer fairen Forschungs- und Zusammenarbeit 

in den unterschiedlichen Textilproduktgruppen übernehmen, die eine nachhaltigere Produktge-

staltung, Abfallvermeidungs- und bewirtschaftungsmaßnahmen sowie die Ausgestaltung der 

Ökomodulierung ermöglichen soll. 

  

 
31  Verordnung (EU) 2024/1157 über die Verbringung von Abfällen, zur Änderung der Verordnungen (EU) 

Nr. 1257/2013 und (EU) 2020/1056 und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006, EU-ABl. 
L 2024/1157 v. 30.04.2024.  



 

 
Stand: 05.06.2026 · © BBH  Seite 23/69 

C. Stand der Diskussionen um und Anforderungen an eine Gemeinsame Stelle  

Im Rahmen der kritischen Diskussion um eine mögliche Beleihung branchenfremder Institutionen 

hat sich die Einrichtung einer industriegetragenen GHS als präferierte Lösung herauskristallisiert 

(Punkt I). Diese Diskussion wurde durch den Prüfauftrag der Bundesregierung im Gesetzgebungs-

verfahren zum BattDG aufgegriffen und erhält durch die anstehende Umsetzung der erweiterten 

Herstellerverantwortung im Textilbereich zusätzliche, sektorübergreifende Relevanz (Punkt II). 

I. Die Diskussion der Branche und die Idee einer industriegetragenen GHS als präferierte Lö-

sung  

Vor dem Hintergrund der europarechtlich geforderten, zeitnah anstehenden Umsetzung der EPR 

in den Mitgliedstaaten befassen sich Politik, Verwaltung und Wirtschaft in Deutschland schon seit 

geraumer Zeit mit denkbaren Anforderungen und Ausgestaltungsoptionen, um hierzulande effizi-

ente organisatorische Strukturen zu schaffen. Während hierbei das Ziel einer wirksamen erwei-

terten Herstellerverantwortung unter allen Stakeholdern außer Frage steht, gehen die Vorstellun-

gen über geeignete institutionelle Strukturen weit auseinander. Das Spektrum möglicher Ausge-

staltungen schwankt zwischen staatlich engmaschiger(er) behördlicher Überwachung und einem 

herstellergetragenen, weitestgehend privatwirtschaftlichen Organisationsrahmen.  

Der bestehende, grundsätzliche Dissens über die bestmögliche Ausgestaltungsform trat deutlich 

bereits im Gesetzgebungsverfahren zum BattDG und bei der dort vorgesehenen Möglichkeit einer 

Übertragung von Pflichten im Wege der Beleihung der stiftung ear zutage, da die Industrie hier-

durch erhebliche wirtschaftliche und umweltpolitische Risiken für den Standort Deutschland 

fürchtete. Gewarnt wurde dabei u.a. vor den Folgen eines zunehmend komplexen Regelwerks, 

das ohne geeignete Koordinierungsmechanismen umgesetzt werden soll und dadurch die Verant-

wortung der OfH und der ihnen angeschlossenen Hersteller schwächt und überbordende Büro-

kratisierung begünstigt.32 Vergleichbare Herausforderungen zeigen sich aber jenseits des BattDG 

auch im Kontext der nationalen Umsetzung der EU-AbfRL in der Textilbranche, die die Einrichtung 

einer schlanken, neutralen und nicht gewinnorientierten Koordinierungsstelle fordert.33 

Ein Kernpunkt der Kritik aus der Wirtschaft hinsichtlich des Modells einer Beleihung branchen-

fremder Institutionen ist, dass – anders als in etablierten Systemen wie dem VerpackG und dem 

 
32  Stellungnahme der Betreiber von Rücknahmesystemen v. 26.11.2024 (abrufbar unter: https://www.lob-

byregister.bundestag.de/media/71/da/388358/Stellungnahme-Gutachten-SG2412200044.pdf). 
33  Gesamtverband textil+mode, Konzeptpapier zur Umsetzung der Erweiterten Herstellerverantwortung 

für Textilien in Deutschland v. 05.02.2026 (abrufbar unter: https://textil-mode.de/media/origi-
nal_images/2026/02/12/2026-02-05_tm-konzeptpapier_v2_umsetzung_textil-epr_D4gPxhA.pdf). 

https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/71/da/388358/Stellungnahme-Gutachten-SG2412200044.pdf
https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/71/da/388358/Stellungnahme-Gutachten-SG2412200044.pdf
https://textil-mode.de/media/original_images/2026/02/12/2026-02-05_tm-konzeptpapier_v2_umsetzung_textil-epr_D4gPxhA.pdf
https://textil-mode.de/media/original_images/2026/02/12/2026-02-05_tm-konzeptpapier_v2_umsetzung_textil-epr_D4gPxhA.pdf
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ElektroG – eine hinreichende Einbindung der Hersteller fehlt.34 Damit bliebe die vorhandene 

Marktkenntnis und operative Erfahrung der Hersteller bei der Ausgestaltung und Umsetzung weit-

gehend ungenutzt. Aus Sicht der Branche vermag auch eine Institution wie die im BattDG vorge-

sehene Altbatteriekommission diese Lücke nicht zu schließen, da sie als rein beratendes Gremium 

angelegt ist und über keine ausreichenden Steuerungs- oder Koordinierungsbefugnisse verfügt, 

um die praktische EPR-Umsetzung im Batteriebereich wirksam zu unterstützen. 

Kritik wurde und wird aus der Branche auch daran geübt, dass das BattDG in Teilen über die eu-

ropäischen Vorgaben hinaus geht,35 was zusätzlichen regulatorischen Aufwand und erhöhte Kos-

tenbelastungen verursache, ohne dass ein entsprechender Mehrwert für die Erreichung der Um-

weltziele erkennbar sei. Insgesamt entstünden zunehmende Kosten, Doppelstrukturen und ein 

wachsender Abstimmungsbedarf zwischen staatlichen Stellen und Wirtschaft. Das immer kom-

plexere System werde jedoch absehbar nicht effizienter.  

Als vorzugswürdige Alternative wurde daher von Branchenseite die Einrichtung einer GHS ins Ge-

spräch gebracht. Diese soll den Grundgedanken der erweiterten Herstellerverantwortung konse-

quent aufgreifen, indem sie Verantwortung, Fachwissen und operative Koordination institutionell 

bei den verpflichteten Herstellern bündelt und damit dort verankert, wo Produkt-, Markt- und 

Prozesskompetenz tatsächlich vorhanden sind. Die GHS soll dabei als schlanke, neutrale und nicht 

gewinnorientierte Koordinierungsinstanz ausgestaltet werden, die zentrale Aufgaben bündelt, 

Prozesse standardisiert und Doppelstrukturen vermeidet. Dabei soll sie selbst nicht am Markt der 

Rücknahme- und Verwertungssysteme teilnehmen, sondern in einem wettbewerbsneutralen 

Rahmen unter staatlicher Aufsicht agieren, um wettbewerbliche Verzerrungen zwischen den OfH 

strukturell auszuschließen. 

II. Politischer Prüfauftrag und sektorübergreifende Relevanz 

Die von Beginn an bestehenden und weiter anhaltenden Diskussionen um eine sachgerechte Neu-

ordnung des institutionellen Rahmens für die Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwor-

tung mündeten im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum BattDG in dem bereits unter Teil 1 

dargestellten Prüfauftrag an die Bundesregierung. Jener Prüfauftrag knüpft an die mit dem BattDG 

geschaffene neue Vollzugsarchitektur an, geht in seiner Zielrichtung jedoch darüber hinaus.  

 
34  Wie vor. 
35  ZVEI, Stellungnahme v. 01.09.2025, BT-Ausschussdrs. 21(17)27-A v. 21.08.2025 (abrufbar unter 

https://www.bundestag.de/resource/blob/1106006/STN-ZVEI.pdf). 

https://www.bundestag.de/resource/blob/1106006/STN-ZVEI.pdf
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Die Diskussion über eine stärkere Einbindung der Hersteller wird nämlich längst auch vor dem 

Hintergrund konkreter Vollzugsprobleme geführt. Im Mittelpunkt stehen insbesondere Brander-

eignisse in der Abfallentsorgung, die durch falsch entsorgte oder beschädigte Batterien verursacht 

werden und bei lithiumhaltigen Batterien besondere Risiken bergen. Bereits die Umweltminister-

konferenz hat im Jahr 2024 einen ganzheitlichen Ansatz unter Einbeziehung aller relevanten Ak-

teure, insbesondere der Hersteller, der Entsorgungswirtschaft und der Versicherer, für erforder-

lich gehalten.36 Der Bundesrat hat diesen Ansatz im Gesetzgebungsverfahren aufgegriffen und die 

Bundesregierung gebeten, im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung effektive, kosten-

günstige und bürokratiearme Maßnahmen zu prüfen.37  

Zusätzliche Bedeutung erhält der Prüfauftrag durch die Entwicklungen in der Textilbranche. Ge-

rade im Bereich der „Fast Fashion“ steigen die Mengenströme, während die Nutzungsdauer viel-

fach sinkt. Mit dem schon erwähnten, am 27.03.2026 veröffentlichten Eckpunktepapier zur Ein-

führung einer erweiterten Herstellerverantwortung für Textilien hat das BMUKN deutlich ge-

macht, dass kurzfristig auch in einem weiteren Produktbereich EPR-Modelle aufgebaut werden 

sollten. Das darin entwickelte Konzept ist in den betroffenen Kreisen allerdings auf geteilte Reso-

nanz gestoßen. Der Gesamtverband textil+mode kritisiert die Eckpunkte deutlich und bean-

standet insbesondere, dass Hersteller finanziell belastet werden sollen, ohne auf Organisation, 

Steuerung oder fachliche Weiterentwicklung eines künftigen Systems hinreichend Einfluss neh-

men zu können.38 Auch der Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, Wasser- und Kreislauf-

wirtschaft („BDE“) steht dem Konzept skeptisch gegenüber und sieht Risiken für faire Wettbe-

werbsbedingungen, wenn die Sammelverantwortung nicht einheitlich und diskriminierungsfrei 

organisiert wird.39 Der Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V. („bvse“) – Fachver-

band Textilrecycling warnt ferner vor strukturellen Verwerfungen zulasten bestehender privatwirt-

schaftlicher Sammel- und Sortierstrukturen.40 

 
36  Ergebnisprotokoll der 103. Umweltministerkonferenz am 29.11.2024, S. 48f. (abrufbar unter: 

https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/103_umk_endgueltiges_ergebnisproto-
koll_19122024.pdf.) 

37  BR-Drs. 255/25 (Beschluss), S. 2f. (abrufbar unter: https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksa-
chen/2025/0201-0300/255-25(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1). 

38  Gesamtverband textil+mode, Mitt. vom 27.03.2026 (abrufbar unter: https://textil-mode.de/de/news-
room/pressemitteilungen/plaene-von-umweltminister-schneider-zur-erweiterten-herstellerver-
antwo/). 

39  BDE, Mitt. v. 27.03.2026 (abrufbar unter: https://www.bde.de/presse/bmukn-eckpunktepapier-zu-alt-
textilien/). 

40  bvse, Mitt. v. 30.03.2026 (abrufbar unter: https://www.bvse.de/gut-informiert-textil-recycling/presse-
mitteilungen-textilrecycling/12704-eckpunkte-mit-erheblichen-nebenwirkungen-fuer-textilrecyc-
ler.html). 

https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/103_umk_endgueltiges_ergebnisprotokoll_19122024.pdf
https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/103_umk_endgueltiges_ergebnisprotokoll_19122024.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2025/0201-0300/255-25(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2025/0201-0300/255-25(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://textil-mode.de/de/newsroom/pressemitteilungen/plaene-von-umweltminister-schneider-zur-erweiterten-herstellerverantwo/
https://textil-mode.de/de/newsroom/pressemitteilungen/plaene-von-umweltminister-schneider-zur-erweiterten-herstellerverantwo/
https://textil-mode.de/de/newsroom/pressemitteilungen/plaene-von-umweltminister-schneider-zur-erweiterten-herstellerverantwo/
https://www.bde.de/presse/bmukn-eckpunktepapier-zu-alttextilien/
https://www.bde.de/presse/bmukn-eckpunktepapier-zu-alttextilien/
https://www.bvse.de/gut-informiert-textil-recycling/pressemitteilungen-textilrecycling/12704-eckpunkte-mit-erheblichen-nebenwirkungen-fuer-textilrecycler.html
https://www.bvse.de/gut-informiert-textil-recycling/pressemitteilungen-textilrecycling/12704-eckpunkte-mit-erheblichen-nebenwirkungen-fuer-textilrecycler.html
https://www.bvse.de/gut-informiert-textil-recycling/pressemitteilungen-textilrecycling/12704-eckpunkte-mit-erheblichen-nebenwirkungen-fuer-textilrecycler.html
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TEIL 3 MÖGLICHE STRUKTUR UND VORTEILE EINES INDUSTRIE-
GETRAGENEN GHS-MODELLS  

Das GHS-Modell zielt durch Bündelung zentraler Aufgaben in einer branchengetragenen, schlank 

aufgestellten Organisationseinheit auf effiziente Umsetzungs- und Überwachungsstrukturen für 

die erweiterte Herstellerverantwortung (Punkt A). Durch die enge Brancheneinbindung im GHS-

Modell ergeben sich wesentliche Vorteile, insbesondere gegenüber alternativen Umsetzungskon-

zepten, bei denen branchenfremden Stellen die Umsetzung überantwortet wird (Punkt B). 

A. Beschreibung des GHS-Modells  

I. Grundkonzeption der GHS im EPR-System  

In ihrer Grundkonzeption stellt die von Branchenseite vorgeschlagene GHS eine auf gesetzlicher 

Grundlage beruhende, von den Herstellerunternehmen und  -verbänden organisatorisch und fi-

nanziell getragene Institution zur Koordinierung, Normsetzung und Überwachung der Erfassung, 

Sammlung und Entsorgung von bestimmten Produktkategorien dar. Sie gewährleistet die erwei-

terte Herstellerverantwortung weitgehend in Eigenverantwortung der Wirtschaft und erfüllt zu-

sätzlich bestimmte hoheitliche Aufgaben, mit deren Wahrnehmung sie durch die zuständige Be-

hörde beliehen wird. Zu diesen Aufgaben zählt insbesondere die Führung eines zentralen Regis-

ters, in dem sich alle Hersteller der jeweiligen Produktkategorie – also im Batteriebereich z.B. 

sämtliche Hersteller von Geräte-, LMT-, Starter-, Industrie- und Traktionsbatterien – über die OfH 

registrieren müssen, bevor sie in Deutschland geschäftstätig werden.  

Die GHS dockt dabei funktional an die Rolle und Aufgaben der OfH an und wird von den OfH und 

Herstellern gemeinsam getragen. Die zuständige Behörde (UBA) überwacht das Herstellerregister 

und die Erfolgskontrollen im Rahmen ihrer Fachaufsicht. Beim Aufbau und Betrieb soll auf natio-

nale Überregulierung (sog. Gold-Plating) verzichtet werden. 

Die OfH, in denen Hersteller zusammengeschlossen sind, fungieren in diesem Zusammenhang als 

materieller Kern des EPR-Systems und nehmen auf operativer Ebene als Bevollmächtigte der Her-

steller deren gesetzliche Herstellerpflichten wahr. Die OfH können branchen-, produkt- oder her-

stellerindividuell organisiert sein. Die OfH beauftragen v.a. die Sammel- und Verwertungsakteure 

– insbesondere solche aus Handel, Gewerbe sowie Akteure der Sozialwirtschaft („AdS“) und örE – 

mit der Erfassung, Sammlung, Verwertung und Entsorgung. Bestehende Strukturen werden dabei 

nicht verdrängt, sondern in das System integriert und weiter genutzt. 
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Die GHS verantwortet insoweit als zentrale, nicht gewinnorientierte, wettbewerbsneutrale und 

diskriminierungsfreie Organisation die Koordinierung, Regelsetzung und den partiellen Vollzug. 

Sie gewährleistet einheitliche Regeln. Die Wahrung einheitlicher Produktstandards obliegt damit 

nicht dem Staat, sondern der GHS als branchengetragener Selbstverwaltungsorganisation. 

In dem von Branchenseite vorgeschlagenen EPR-System ist somit die Einbindung originär staatli-

cher Stellen bewusst schlank gehalten. Dies ist möglich, weil die zuständige Behörde die GHS mit 

hoheitlichen Aufgaben beleiht. Die verbleibenden Aufgaben beschränken sich im Wesentlichen 

auf die Fachaufsicht über das Herstellerregister, die Erfassung und Auswertung der Erfolgskontrol-

len sowie die Berichterstattung gegenüber den zuständigen Unionsbehörden. Eine darüberhin-

ausgehende operative Steuerung ist nicht notwendig, da dies durch die GHS als branchengetra-

gene Selbstverwaltungsorganisation gewährleistet wird.  

II. Binnenstruktur und funktionale Zuständigkeiten der GHS 

Die GHS soll zivilrechtlich von den branchenspezifischen Herstellern und Herstellerverbänden (so-

wie ggf. Händlern) getragen und als unabhängige, nicht gewinnorientierte, wettbewerbsneutrale 

und diskriminierungsfreie Schnittstelle zwischen Wirtschaft, Verwaltung und Politik geführt wer-

den. Als Rechtsform kommen insbesondere eine Stiftung, eine gemeinnützige GmbH (gGmbH) 

oder – in einer schlanken Ausgestaltung – eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) sämtlicher 

Hersteller bzw. zugelassener OfH in Betracht. Die konkrete Ausgestaltung ist an den Erfordernissen 

einer effizienten, bürokratiearmen und flexiblen Aufgabenwahrnehmung auszurichten.  

Ihre Zuständigkeit umfasst neben der Zulassung und Registrierung insbesondere 

▪ die Erfassung der von den OfH übermittelten Inverkehrbringungsmengen der Hersteller; 

▪ die zentrale branchenweite Festlegung von Verfahren, Regelungen und Standards, denen 

sich die OfH unterwerfen; 

▪ die Entwicklung einer Kompetenz- und Standardisierungsfunktion, vor allem bei Produkt-

konformität, Nachweisen, Prüfstandards, Verwertungsstandards und Vollzugshinweisen; 

▪ die Funktion als Clearing-Stelle durch wettbewerbsneutrale Verarbeitung von Daten, Men-

gen, Kosten und Ausgleichsströmen zwischen den OfH; 

▪ die Verfolgung von Trittbrettfahrern;  

▪ die sach- und bedarfsgerechte Kommunikation mit Verbrauchern.  
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Der Organisationsaufbau der GHS erfordert einen geschäftsführenden Vorstand sowie ein Kurato-

rium bzw. einen Gesellschafterausschuss, der die Wirtschaftsplanung und die ordnungsgemäße 

Geschäftsführung überwacht.  

Auf der Arbeitsebene werden Produktbereiche – für den Batteriebereich z.B. gemäß den Batte-

riekategorien der EU-BattVO (Gerätebatterien, Batterien für leichte Verkehrsmittel – LMT, Starter-

batterien, Industriebatterien und Traktionsbatterien) – eingerichtet, die in die fachliche Ausgestal-

tung des Vollzugs eingebunden werden. Über einen Beirat erfolgt die Einbindung weiterer Stake-

holder etwa der Abfallwirtschaft, kommunalen Entsorgungswirtschaft, Sozialwirtschaft oder Re-

cyclingindustrie sowie – im Einklang mit der bisherigen Praxis nach § 18 BattG – von Vertretern 

der Verbraucherschutzorganisationen, der Hersteller- und Handelsverbände sowie von Bund und 

Ländern.  

Die GHS selbst soll bewusst schlank organisiert werden; die personelle Ausstattung ist auf ein für 

die Aufgabenerfüllung erforderliches Mindestmaß zu beschränken. Nicht-hoheitliche Quer-

schnittsfunktionen wie IT, Finanzbuchhaltung oder Kommunikation können durch Drittbeauftra-

gung dienstleistend erbracht werden.  

Durch eine abgeschirmte IT-Infrastruktur für Registrierungs- und Meldeprozesse und – wo erfor-

derlich – durch die Einbindung von berufsständisch zur Vertraulichkeit verpflichteten Personen 

wie Wirtschaftsprüfer:innen und Rechtsanwält:innen wird gewährleistet, dass sensible Unterneh-

mensdaten geschützt werden und Informationsaustausch der Hersteller verhindert wird.  

Die Hersteller sind und bleiben damit die eigentlichen Systemträger der erweiterten Herstellerver-

antwortung. Sie finanzieren das System und prägen es durch zivilrechtliche Trägerschaft der GHS 

und ihre Beauftragung der OfH. Insbesondere im Hinblick auf kleine und mittlere Unternehmen 

(„KMU“) ist sicherzustellen, dass Mehrfachregistrierungen, parallele Meldepflichten gegenüber 

verschiedenen Stellen und ein eigenständiger Aufbau von Nachweissystemen vermieden werden. 

Stattdessen sollen OfH und GHS diese Vorgänge möglichst weitgehend bündeln. 

III. Zentrale Aufgaben der GHS  

Der GHS obliegt die im Wege der Beleihung zu übertragende Führung des Herstellerregisters 

(Punkt 1) und die Zulassung sowie Unterstützung der OfH bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen 

Pflichten (Punkt 2). Sie verantwortet ferner die eigenverantwortliche Überwachung der Produkt-

konformität (Punkt 3), die Koordinierung der Sammlungssysteme (Punkt 4) sowie den Lastenaus-

gleich und das Mengenclearing zwischen den OfH (Punkt 5). Ergänzend übernimmt sie die Tritt-

brettfahrerverfolgung (Punkt 6) und die einheitliche Verbraucherkommunikation (Punkt 7). 
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1. Registrierung und Registerführung  

Von zentraler Bedeutung für die wirksame Umsetzung der EPR ist das Führen des Registers, in 

welchem die Hersteller registriert und die in Verkehr gebrachten und zu recycelten Mengen er-

fasst werden. Da es sich bei der Registrierung nach unionsrechtlichen Vorgaben um eine hoheitli-

che Aufgabe handelt, wird die GHS hierfür vom UBA beliehen, welches seinerseits die Fachaufsicht 

ausübt. Um Doppelregistrierungen im Herstellerregister sowie bei den OfH und damit verbunde-

nen bürokratischen Aufwand sowie die Gefahr von Fehlern zu vermeiden, nehmen die OfH die 

Registrierung als Bevollmächtigte der Hersteller bei der GHS vor.  

Die GHS hat sicherzustellen, dass das Registrierungsverfahren digital, bürokratiearm, praxistaug-

lich und kostengünstig ausgestaltet ist.  

Zur Entlastung von KMU soll dafür u.a. die Möglichkeit der vereinfachten Gruppenanträge eröff-

net werden. Darunter versteht man Verfahren, bei denen eine OfH die gesetzlich vorgeschriebene 

Registrierung gebündelt für ihre Mitgliedsunternehmen übernimmt und stellvertretend bei der 

zuständigen Behörde einreicht. Statt dass jeder Hersteller individuell einen Registrierungsantrag 

stellt, fungiert die OfH als bevollmächtigte Sammelstelle, die die Angaben ihrer Mitglieder aggre-

giert und gegenüber der zuständigen Stelle in einem einzigen Vorgang geltend macht. 

2. Zulassung und Unterstützung der Hersteller bzw. der OfH als Träger der Herstellerpflichten 

Die Rollen der Hersteller bzw. OfH sind durch europäisches Recht vorgegeben, weswegen die GHS 

diese nicht obsolet machen sondern flankierend unterstützen würde.  

Soweit die erweiterte Herstellerverantwortung nicht individuell wahrgenommen wird, erfolgt dies 

über OfH, in denen sich Hersteller zusammenschließen und von denen die gesetzlichen EPR-Vor-

gaben erfüllt werden. Die OfH nimmt als Bevollmächtigte der Hersteller die gesetzlichen Herstel-

lerpflichten wahr, beantragt die Registrierung im Herstellerregister und verantwortet die Organi-

sation von Erfassung, Sammlung, Transport, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwertung 

und Beseitigung. Die GHS würde für die Zulassung und Unterstützung der OfH zuständig sein.  

Für den Batteriebereich ist aktuell vorgesehen, dass die OfH von der zuständigen Behörde bzw. 

der beliehenen Stelle – bislang der stiftung ear (vgl. Teil 2B.I.2 oben) – zugelassen werden und 

deren Aufsicht unterliegen. Diese hoheitlichen Aufgaben der Zulassung, Überwachung und ggf. 

des Widerrufs von OfH würde auch die GHS übernehmen. 
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Die GHS ermöglicht zudem durch Bündelung der Aktivitäten von OfH die Erfüllung der EPR-Ver-

pflichtungen. Zur Vermeidung von Doppelerfassungen und Reibungsverlusten leitet die OfH den 

Registrierungsantrag unmittelbar an die GHS weiter. Darüber hinaus übermittelt sie die Inverkehr-

bringungs- und Sammelmengen an die GHS. Die von der GHS gesetzten Standards sind durch die 

OfH verbindlich einzuhalten und werden ansonsten sanktioniert.  

3. Eigenverantwortliche Überwachung und Festlegung von Branchenstandards  

Der GHS obliegt die eigenverantwortliche Überwachung der Branchenanforderungen. Um künfti-

gen Gesetzesnovellierungen oder weitergehenden produktbezogenen Regulierungsanforderun-

gen im Rahmen des EPR-Systems Rechnung zu tragen und auf Marktentwicklungen sowie tech-

nologische Innovationen reagieren zu können, ist das System flexibel auszugestalten.  

Die GHS agiert als zentrale Kompetenzstelle für Produktkonformitäten, die eine eindeutige, 

rechtssichere und praxistaugliche Umsetzung sicherstellt. Hierzu entwickelt sie Prüf- und Zertifi-

zierungsstandards auf Basis internationaler und industrieseitiger Normen, wobei auf nachvollzieh-

bare Kosten zu achten ist. Die Durchführung von Prüfungen und die Ausstellung von Konformi-

tätsnachweisen obliegt ausschließlich unabhängigen Prüf- und Zertifizierungsstellen. Die GHS 

nimmt insoweit ausschließlich koordinierende, registrierende und überwachende Aufgaben wahr 

und stellt Akkreditierungs-, Aufsichts- und Transparenzmechanismen sicher. 

Die Hersteller weisen jährlich die Erfüllung ihrer gesetzlichen Herstellerpflichten durch Erfolgskon-

trollen nach. Dies erfolgt über die beauftragten und bevollmächtigten OfH. Die GHS wirkt an der 

Festlegung der Prüf- und Nachweisstandards mit, entwickelt Standards für die Erfassung und Ver-

wertung, fungiert ggf. als akkreditierende Stelle für Sachverständige und unterstützt durch Erar-

beitung von Vollzugshinweisen. Als Schnittstelle zwischen OfH und den zuständigen Behörden 

stellt die GHS eine reibungslose und rechtskonforme Umsetzung der Anforderungen sicher. 

4. Koordinierung der Sammlungssysteme 

Die Einrichtung der GHS soll die bestehenden Sammel- und Verwertungsstrukturen, besonders im 

Hinblick auf örE oder die vor allem im Textilbereich relevanten AdS, grundsätzlich unberührt las-

sen, deren Sammlungssysteme aber bestmöglich integrieren und koordinieren. Die Einbindung 

bestehender Sammel- und Verwertungsstrukturen erfolgt damit im Wettbewerb; eine Verdrän-

gung eingespielter Strukturen wird vermieden. Die Koordinierung der Sammlungssysteme auf 

Ebene der GHS soll aber sicherstellen, dass die Gesamtsystemkosten für die flächendeckende 

Rücknahme von Batterien und Textilien minimiert und verursachungsgerecht verteilt werden.  
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Im Textilbereich schaffen und betreiben die OfH eigenverantwortliche Einrichtungen zur Rück-

nahme und Verwertung von Textilien im Handel, Gewerbe oder bei öffentlich-rechtlichen Entsor-

gungsträgern. Die GHS stellt sicher, dass alle Anforderungen aus der EU-AbfRL erfüllt werden. Ge-

werbliche Abfallbewirtschafter und AdS sollen explizit als Unterbeauftragte eingebunden werden. 

Als freiwillige Option können AdS und örE von den OfH unabhängige Sammlungen organisieren. 

Ihre Sammelmengen können sie direkt der GHS anbieten, die dafür transparente Annahmekondi-

tionen über Qualität und Preis festlegt. Die anfallenden Kosten werden im Rahmen des Lasten-

ausgleichs und Mengenclearings auf die OfH umgelegt.  

Anders gestaltet es sich im Batteriebereich. Kernaufgabe der OfH ist auch hier das Betreiben der 

Altbatteriesammlung. Dies beinhaltet das Aufstellen von Rücknahmebehältern und die Abholung 

sowie Verwertung der Altbatterien. Dabei ist zwischen den Batteriekategorien und ihren jeweils 

bestimmten Sammelstellen zu unterscheiden. Die Rücknahme von Gerätealtbatterien und Batte-

rien für leichte Verkehrsmittel erfolgt im Handel, Gewerbe oder bei den örE. Starter- und Indust-

riealtbatterien sind über Händler und örE zu sammeln. Dabei ist zu beachten, dass für Starterbat-

terien eine Pfandpflicht existiert. Die Rückgabe von Elektrofahrzeugbatterien erfolgt ausschließ-

lich über den Händler.  

5. Lastenausgleich und Mengenclearing 

Um die Gesamtverantwortung aller OfH abzubilden, sieht das GHS-Modell ein Lastenausgleichs-

system – ggf. flankiert durch Anreizmechanismen, die Übererfüllung belohnen – vor. Dieses sollte 

vorzugsweise privatwirtschaftlich auf Ebene von GHS und OfH organisiert sein und die Feststellung 

von Mengen und Ausgleichsbeträgen umfassen.  

Die GHS ermittelt hierzu aus den Sammelmengen der OfH und den unabhängigen Sammelmen-

gen eine durchschnittliche Sammelquote und berechnet anhand anonymisiert erfasster Kosten 

einen durchschnittlichen Ausgleichskostensatz. Dies erfolgt unter Nutzung von abgeschirmter IT-

Infrastruktur für Registrierungs- und Meldeprozesse und ggf. durch Einbeziehung von Wirtschafts-

prüfer:innen, welche den vertraulichen Umgang mit sensiblen Daten gewährleisten und Informa-

tionsaustausch der Hersteller verhindern. Der auf diese Weise ermittelte Kostensatz dient als 

Grundlage für die Erstattung von Sammel- und Verwertungskosten der unabhängigen Sammlung. 

OfH mit unterdurchschnittlicher Sammelquote beteiligen sich anteilig an den Mehrkosten über-

erfüllender OfH und an den Kosten der unabhängigen Sammlung.  



 

 
Stand: 05.06.2026 · © BBH  Seite 32/69 

Die GHS führt in diesem Rahmen auch ein jährliches Mengenclearing durch und berechnet die 

Erstattungsansprüche. Zur Umsetzung kann sie zivilrechtliche Vertragsmechanismen, etwa für Vo-

rauszahlungen und Kostenabrechnungen, entwickeln. 

Durch die Verortung des Lastenausgleichs auf zivilrechtlicher Ebene wird eine behördliche Detail-

steuerung entbehrlich; zugleich bleibt der ordnungspolitische Anreiz zur Übererfüllung der ge-

setzlichen Mindestquoten erhalten. 

6. Trittbrettfahrerverfolgung 

Eine wesentliche Aufgabe der GHS ist es, eine wirksame Trittbrettfahrerverfolgung zu gewährleis-

ten. Diese wäre zum einen privatrechtlich auf Basis des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-

werb („UWG“) möglich, wobei die GHS selbst entsprechende Ansprüche mangels passender 

Rechtsform und Erfüllung materieller Vorgaben des Unterlassungsklagengesetzes („UKlaG“) nicht 

unmittelbar geltend machen könnte sondern insoweit auf die strukturierte Einbindung von Ver-

braucherschutzorganisationen oder auf eine eigens hierfür errichtete Gesellschaft angewiesen 

wäre. Zum anderen kommt eine Unterstützung der Behörden bei der hoheitlichen Verfolgung von 

Verstößen gegen Registrierungs- und Meldepflichten in Betracht. 

Eine wirksame privatrechtliche Durchsetzung wettbewerbsrechtlicher Ansprüche könnte durch 

institutionalisierte Kooperation der GHS mit externen Verbraucherverbänden realisiert werden. 

Alternativ dazu könnte aber auch eine eigenständige, von Herstellern und OfH getragene Einrich-

tung – etwa in der Rechtsform einer GmbH oder eines eingetragenen Vereins – gegründet wer-

den, die wettbewerbsrechtliche Ansprüche im Namen ihrer Gesellschafter im Wege der gewillkür-

ten Prozessstandschaft nach dem UWG selbst geltend machen könnte.41 Materiell-rechtlich 

könnte die Gesellschaft die im UWG enthaltenen wettbewerbsrechtlichen Instrumentaren aus-

schöpfen. Hierzu zählen insbesondere Abmahnungen und Unterlassungsklagen gegen Marktteil-

nehmer, die sich nicht registrieren oder unzutreffend geringe Mengen melden. Bei nachweisba-

rem Schaden könnten zudem Schadensersatzansprüche geltend gemacht werden. Unter Berück-

sichtigung etwaiger Interessenkonflikte und datenschutzrechtlicher Anforderungen könnte diese 

Gesellschaft operativ mit der GHS verzahnt werden, sodass bei der GHS identifizierte und verifi-

zierte Verdachtsfälle und Hinweise in zivilrechtliche Verfahren überführt werden könnten. 

 
41  Vgl. OLG Hamm, Urt. v. 24.7.2014 – 4 U 142/13 = BeckRS 2014, 19502 Rn. 35 ff. hinsichtlich der gewill-

kürten Prozessstandschaft bei einem nicht gewinnorientierten Unternehmen (Rücknahmesystem von 
LED- und Gasentladungslampen).  
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Zur effektiven Identifizierung und operativen Verfolgung von Trittbrettfahrern bietet sich die Ein-

richtung einer zentralen, digitalen Meldeplattform bei der GHS an. Über diese Plattform könnten 

OfH und Hersteller Hinweise auf Marktteilnehmer übermitteln, die sich ihren EPR-Pflichten ganz 

oder teilweise entziehen, etwa indem sie sich nicht ordnungsgemäß registrieren oder unzutref-

fende bzw. zu geringe Mengen melden. Die GHS kann diese Hinweise auf datenschutzkonforme 

Weise entgegennehmen und sodann entweder an nach dem UKlaG befugte Stellen oder an die 

zuständigen Behörden weiterleiten und somit eine sachgerechte Prüfung erleichtern. Ergänzend 

kann die GHS auf ihrer Homepage Informationsblätter bereitstellen, in denen erläutert wird, wel-

che Angaben für eine Meldung erforderlich sind, welche Umstände dokumentiert werden sollten 

und wie mit Verdachtsinformationen verantwortungsvoll umzugehen ist. Solche Informationsan-

gebote könnten zugleich einen allgemeinen Überblick über die Handlungsmöglichkeiten von Her-

stellern und OfH im Umgang mit Trittbrettfahrern geben, etwa über ein selbstständiges wettbe-

werbsrechtliches Vorgehen nach dem UWG oder auch über Anträge/Anregungen zu einem be-

hördlichen Tätigwerden. 

7. Verbraucherkommunikation 

Die Kommunikation gegenüber Verbrauchern erfolgt gemeinsam über die GHS. Als beauftragter 

Dritter aller OfH organisiert und finanziert die GHS die sach- und bedarfsgerechte Verbraucher-

kommunikation. Dies gewährleistet einheitliche, wiedererkennbare Informations- und Aufklä-

rungsmaßnahmen und vermeidet eine Fragmentierung der Verbraucheransprache auf Ebene ein-

zelner OfH.  

IV. Ausstattung und Kosten der GHS  

Nach Einschätzung der Stiftung GRS Batterien ließe sich eine schlank aufgestellte GHS mit initialen 

Einrichtungskosten von rund 1.000.000 Euro und laufenden Betriebskosten von etwa 1.200.000 

Euro pro Jahr – dies v.a. für eine Personalausstattung von ca. 6 Vollzeitstellen (Full Time Equiva-

lents, „FTE“) und externe Dienstleistungen – realisieren. Die öffentliche Verwaltung würde im Ge-

genzug um ca. 12 FTE entlastet werden. Die nachfolgenden Tabellen schlüsseln die voraussichtli-

chen Kosten nach Einrichtungs- und laufenden Betriebskosten auf. 

Die initialen Aufbaukosten resultieren im Kern aus der Einrichtung der IT-seitigen Infrastruktur 

einer GHS, um die digitalen, auf die Branchen zugeschnittenen Prozesse abbilden zu können.  
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Geschätzte initiale Aufbaukosten 

Nr. Position Kosten in Euro 

1 
Gründung, gesellschaftsrechtliche Strukturierung, Beleihungsverfah-
ren 

100.000 

2 
Aufbau IT-Infrastruktur (Melderegister, Online-Auftritt, Clearingsys-
tem, Schnittstellen) 

400.000 

4 Externe Aufbauberatung 500.000 

Σ Initiale Aufbaukosten 1.000.000 

Laufende Kosten werden im Wesentlichen aus der Vorhaltung von Personal für die Verwaltung 

sowie die Erfüllung der Aufgaben im Bereich der Marktorganisation, -überwachung und -kommu-

nikation, daneben aber auch aus externen Beratungs- und Dienstleistungskosten resultieren:  

Geschätzte laufende Kosten 

Nr. Aufgabenbereich FTE 
Kosten in Euro 
(p. a.) 

1 Geschäftsführung und Verwaltung 2 250.000 

2 Räumlichkeiten und Bürobetrieb  50.000 

3 
Marktordnung: Herstellerregistrierung (und ggf. Zulassung 
OfH)  

1,5 120.000 

4 
Marktüberwachung: Mengenmeldungen, Mengenclearing 
und Lastenausgleich, Auffangsammlung, Trittbrettfahrerver-
folgung 

1,5 120.000 

5 
Marktkommunikation: Verbraucher- und Stakeholderkom-
munikation 

1 80.000 
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6 
Externe Beratung (Recht, Wirtschaftsprüfung) und Dienst-
leistungen (v.a. IT-Betrieb, Wartung, Lizenzen, Sicherheit) 

 580.000 

Σ Laufende Kosten gesamt 6 1.200.000 

B. Vorteile des GHS-Modells  

Das GHS-Modell soll durch Nutzung von Branchenexpertise eine praxistaugliche Umsetzung der 

EPR ermöglichen (Punkt I), den staatlichen Vollzug entlasten bzw. zusätzliche bürokratische Struk-

turen vermeiden (Punkt II), effiziente und digitalisierte Verfahren etablieren (Punkt III), faire Wett-

bewerbsbedingungen gewährleisten (Punkt IV), die Akzeptanz in der Branche erhöhen (Punkt V) 

und Gold-Plating vermeiden (Punkt VI). Auf diese Weise wird insgesamt ein funktionsfähiges EPR-

System geschaffen. Auch wenn die hier betrachteten Bereiche der Batterie- und Textilwirtschaft 

bei der Verwirklichung der erweiterten Herstellerverantwortung im Einzelnen mit unterschiedli-

chen praktischen Herausforderungen konfrontiert sind, erweist sich die Errichtung einer übergrei-

fenden GHS aufgrund der damit verbundenen (Effizienz-) Vorteile als sachgerecht. 

I. Nutzung von Branchenexpertise 

Die erweiterte Herstellerverantwortung setzt für ihren wirksamen Vollzug fundierte Kenntnisse 

über Produkte, Wertschöpfungsketten, Marktstrukturen und technische Rahmenbedingungen 

der betroffenen Branche voraus, die unmittelbare Wirksamkeit in der Umsetzung entfalten. Stan-

dards für Registrierung, Zulassung und Überwachung müssen ebenso produkt- und marktgerecht 

ausgestaltet werden wie die Koordinierung konkurrierender Systeme, die Bemessung von Aus-

gleichssätzen und Sicherheitsleistungen oder die Anforderungen an Sammlung, Behandlung und 

Verwertung. Diese Aufgaben können nur dann sachgerecht erfüllt werden, wenn diejenigen, die 

die Produkte tatsächlich herstellen und in Verkehr bringen, mit ihrer spezifischen Fachkenntnis 

strukturiert in die Aufgabenwahrnehmung eingebunden sind, wie im GHS-Modell angelegt. Die 

hier diskutierte GHS (Teil 3A oben) stellt genau diese institutionelle Integration von Expertise si-

cher und macht die Expertise der Branche für Vollzug, Koordination und Standardsetzung nutzbar. 

Behördliche Stellen verfügen dagegen strukturell nicht in gleicher Weise über die für den Vollzug 

erforderliche Nähe zu den regulierten Produkten sowie Märkten und den – bei der GHS durch die 

Trägerschaft der Hersteller vermittelten – wirtschaftlichen Anreiz, eine flächendeckende Umset-

zung der erweiterten Herstellerverantwortung zu forcieren. Auch eine Beleihung branchenfrem-

der Einrichtungen vermag diese Lücke nicht zu schließen, was ein Blick auf die hier betrachteten 

Bereiche Batterien und Textilien bestätigt.  
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Für den Batteriebereich sieht § 37 Abs. 1 BattDG die Ermächtigung des UBA zur Beleihung der 

stiftung ear vor. Die stiftung ear wurde nach ihrer Satzung als Gemeinsame Stelle auf Grundlage 

des ElektroG durch und für die Hersteller der Elektroindustrie errichtet, nicht hingegen für weitere 

Branchen mit gänzlich anderen Anforderungen. Die Batterieindustrie z.B. ist gekennzeichnet 

durch eigene Wertschöpfungsketten, spezielle Produktanforderungen, besondere Sicherheitspro-

file und einen eigenen regulatorischen Rahmen in Form der EU-BattVO. Die für Batterien spezifi-

schen Fragen – von der chemischen Zusammensetzung über den Zellschutz, den Batteriepass, die 

Rezyklatquoten bis hin zur thermischen Stabilität bei Lagerung und Transport – liegen außerhalb 

der Kernkompetenz einer auf Elektroaltgeräte ausgerichteten Organisation. Die generelle Erfah-

rung der stiftung ear mit register- und koordinierungsbezogenen Aufgaben stellt keinen Ausgleich 

für das im Batteriebereich erforderliche branchenspezifische Know-how über die komplexen 

Wertschöpfungsketten, unionsrechtlich neu ausdifferenzierten Produktanforderungen und er-

heblichen Sicherheitsrisiken42 dar. 

Und auch der in § 35, 36 BattDG angelegte und in gleicher Weise für die Textilwirtschaft ins Ge-

spräch gebrachte limitierte Rückgriff auf Branchenexpertise über ein bloßes, auf Empfehlungen 

beschränktes Beratungsgremium – die Altbatterie- oder Textilkommission – gewährleistet nicht, 

dass die sich teils sehr dynamisch verändernden Anforderungen des Marktes auch tatsächlich in 

der Umsetzung der EPR sachgerecht abgebildet werden. Die Einrichtung derartiger Institutionen 

bietet keine Gewähr für den erforderlichen Wissenstransfer und belässt die letztendliche Festset-

zung von Vorgaben bei den branchenfremden staatlichen Stellen, was am Beispiel der Altbatte-

riekommission deutlich wird. Die paritätisch mit Herstellern bzw. OfH und anderen Stakeholdern 

besetzte Altbatteriekommission berät die zuständige Behörde – mithin das UBA bzw. die von die-

sem beliehene stiftung ear – zwar in technischen Fragen, darunter bei der Ermittlung der Aus-

gleichssätze (§ 35 Abs. 1 Nr. 4 BattDG) und der kategorienbezogenen Einordnung von Batterien 

(§ 35 Abs. 1 Nr. 3 BattDG). Ihre Empfehlungen werden mit einfacher Mehrheit beschlossen (§ 35 

Abs. 2 Satz 2 BattDG); abweichende Entscheidungen der Behörde sind lediglich zu begründen 

(§ 35 Abs. 2 Satz 4 BattDG). Die Entscheidungsgewalt verbleibt aber vollständig beim UBA bzw. 

der stifung ear. Dieser Ansatz reicht aber strukturell nicht aus. Die Altbatteriekommission ist ein 

Beratungsgremium, keine Trägerin von Systemverantwortung. Ihre – rein ehrenamtlich tätigen 

 
42  BDE/bvse, Gemeinsames Schreiben an Bundesumweltminister Schneider, Bundeswirtschaftsministerin 

Reiche und die Umweltminister*innen der Länder, „Maßnahmen gegen existenzbedrohende Batterie-
brände in der Recyclingwirtschaft", Bonn/Berlin, 14.07.2025, S. 1 (abrufbar unter: 
https://www.bvse.de/dateien2020/2-PDF/02-Presse/01-bvse/2025/2025-07);  
14_bvse_BDE_Br%C3%A4nde_durch_Batterien.pdf; Sedov, „Lithium-Batterien als Sicherheitsrisiko in 
der Entsorgungswirtschaft", 06.10.2025 (abrufbar unter: https://www.obladen-akademien.de/blog/li-
thium-batterien-als-sicherheitsrisiko-in-der-entsorgungswirtschaft/). 

https://www.bvse.de/dateien2020/2-PDF/02-Presse/01-bvse/2025/2025-07);%20%2014_bvse_BDE_Br%C3%A4nde_durch_Batterien.pdf
https://www.bvse.de/dateien2020/2-PDF/02-Presse/01-bvse/2025/2025-07);%20%2014_bvse_BDE_Br%C3%A4nde_durch_Batterien.pdf
https://www.obladen-akademien.de/blog/lithium-batterien-als-sicherheitsrisiko-in-der-entsorgungswirtschaft/
https://www.obladen-akademien.de/blog/lithium-batterien-als-sicherheitsrisiko-in-der-entsorgungswirtschaft/
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(§ 36 Abs. 1 S. 2 BattDG) – Mitglieder können weder verbindliche Standards setzen noch eigen-

ständig koordinierend tätig werden noch bei der Trittbrettfahrerverfolgung unterstützen oder 

aber einen Lastenausgleich zwischen den OfH organisieren. Die Altbatteriekommission ist im Kern 

lediglich ein behördennahes Konsultationsinstrument, keine herstellergetragene Selbstverwal-

tungsorganisation. Es wird also eine Parallelstruktur geschaffen, die zusätzlichen Umsetzungs- und 

Koordinationsaufwand verursacht, aber ohne eigene Handlungskompetenz wirkungslos bleibt. 

Auch im Textilbereich ist die unmittelbare Nutzung von Branchenexpertise im Vollzug der EPR un-

verzichtbar. Auch hier wäre mit ähnlichen strukturellen Defiziten zu rechnen, wenn im Zuge der 

Umsetzung der Art. 22a bis 22d EU-AbfRL hoheitliche oder vorbereitende Verwaltungsaufgaben 

auf eine branchenfremde Stelle übertragen würden.43 Jenseits eigener Wertschöpfungsketten 

weist die Textilwirtschaft besondere Produktcharakteristika – wie etwa Faserzusammensetzung, 

Ökomodulierungsparameter, Reparierbarkeit, Faser-zu-Faser-Recyclingfähigkeit – auf. Hinzu kom-

men strukturelle Besonderheiten des Marktes, namentlich Fast-Fashion-Produkte, hohe Im-

portanteile und Online-Vertrieb. Eine branchenfremd verankerte Stelle könnte diese Spezifika we-

der bei der Standardsetzung für die Ökomodulierung noch bei der Auslegung der Verwertungs- 

und Recyclingquoten mit der erforderlichen Sachnähe umsetzen. Auch die Verhinderung bzw. Ver-

folgung von Trittbrettfahrerei ist mit besonderen Herausforderungen konfrontiert: Fast Fashion, 

Direct-to-Consumer-Modelle ausländischer Plattformanbieter und ein hoher Anteil an Importen 

machen das Trittbrettfahrerrisiko dort strukturell sogar noch größer, was Branchenexpertise erfor-

dert, um eine effektive Pflichtdurchsetzung zu gewährleisten. 

Dass die Wirtschaft für eine wirksame EPR-Umsetzung eng in den Organisationsaufbau des Voll-

zugs eingebunden sein muss, ist anderer Stelle punktuell bereits in der bestehenden Systematik 

der erweiterten Herstellerverantwortung für einzelne Branchen anerkannt und hat sich dort be-

währt: Sowohl das Verpackungsgesetz („VerpackG“)44 als auch das ElektroG stützen sich auf her-

stellergetragene Institutionen. Für den Bereich der Verpackungen bescheinigte der Evaluations-

bericht der Bundesregierung aus April 2025, der sich u.a. mit der Arbeitsweise und Wirksamkeit 

der Zentrale Stelle Verpackungsregister („ZSVR“) befasste, einen durch die strukturelle Einbindung 

der Produktverantwortlichen funktionierenden Wissenstransfer. Er konstatierte, dass  

 
43  Stiftung GRS Batterien, Sachverständigenstellungnahme zur Öffentlichen Anhörung im Umweltaus-

schuss des Deutschen Bundestages zum Gesetzentwurf zur Anpassung des Batterierechts an die Ver-
ordnung (EU) 2023/1542 (Batt-EU-AnpG) – BT-Drs. 21/570, v. 01.08.2025, S. 8 (abrufbar unter: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/1106400/STN-Stiftung-GRS-Batterien.pdf).  

44  Verpackungsgesetz v. 05.07.2017 (BGBl. I S. 2234), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes v. 
25.10.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 294).   

https://www.bundestag.de/resource/blob/1106400/STN-Stiftung-GRS-Batterien.pdf
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„das Marktverhalten der Produktverantwortlichen sowie der dualen Systeme durch die neu 
errichtete ZSVR besser kontrolliert und eventuelles Fehlverhalten effektiver verfolgt und ge-
ahndet werden kann“ und dass „der Wissensstand sowie die Datengrundlagen der verschie-
denen Mengen- und Materialströme von Verpackungsabfällen […] deutlich gewachsen [ist]“ 
und wiederum „diese Basis […] eine wichtige Grundlage [bietet], um Fehlentwicklungen zu 
erkennen und mögliche Maßnahmen zur weiteren Verbesserung zu erarbeiten“.45 

II. Reduzierung des staatlichen Vollzugsaufwands und der finanziellen Belastung 

Die Betrauung einer schlank aufgestellten, mit Branchenexpertise ausgestatteten GHS mit Aufga-

ben der Koordinierung und des Vollzugs in hochregulierten Branchen verringert die finanzielle 

Belastung der Hersteller und reduziert den staatlichen Vollzugsaufwand (nach Einschätzung der 

Stiftung GRS Batterien im Umfang von etwa 6 FTE, vgl. Teil 3A.IV oben). Das bestätigen Erkennt-

nisse aus anderen herstellergetragenen Rücknahmesystemen mit vergleichbaren Aufgaben, aber 

auch der Blick auf die Erfahrungen im Verpackungs- und Altgerätebereich.  

Die Praxis ausgewählter herstellergetragener Rücknahmesysteme zeigt, dass die Industrie schon 

in der Vergangenheit und auch heute noch Aufgaben mit schlanker Ausstattung, aber hoher Wirk-

samkeit wahrgenommen hat, die eine effektive Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwor-

tung gewährleisten. Dies erfolgt einerseits mit moderaten Personal- und Verwaltungsstrukturen, 

die andererseits den staatlichen Vollzugsapparat erheblich entlasten. Beispielhaft kann insoweit 

auf die Erfahrungen der Stiftung GRS Batterien und der Lightcycle Retourlogistik und Service 

GmbH („Lightcycle“) geblickt werden. Beide übernahmen bzw. übernehmen in erheblichem Um-

fang zentrale Umsetzungsaufgaben mit vergleichsweise geringem Personalaufwand. Die Stiftung 

GRS Batterien wurde 1998 durch Batteriehersteller und den ZVEI gegründet und war bis Januar 

2020 das vom BMUKN festgestellte Gemeinsame Rücknahmesystem für Gerätebatterien nach § 6 

BattG 2009 mit dem Auftrag zur gesetzlichen Grundentsorgung sämtlicher Gerätealtbatterien.46 

In dieser Rolle nahm sie – mit einer eigenen personellen Besetzung von lediglich 4 bis 6 FTE – über 

zwei Jahrzehnte hinweg Aufgaben wahr, die über den Pflichtenkreis eines rein operativen Rück-

 
45  Bundesregierung, Evaluationsbericht über die Auswirkungen der Regelungen nach § 22 Absatz 2 des 

Verpackungsgesetzes sowie über die Arbeitsweise und Wirksamkeit der Zentralen Stelle, BT-Drs. 21/14, 
S. 8f. (abrufbar unter: Deutscher Bundestag Drucksache 20/14 --- Evaluationsbericht der Bundesregie-
rung über die Auswirkungen der Regelungen nach § 22 Absatz 2 des Verpackungsgesetzes sowie über 
die Arbeitsweise und Wirksamkeit der Zentralen Stelle). 

46  Stiftung GRS Batterien, PM v. 23.12.2019, „Stiftung GRS Batterien erhält Zulassung als herstellereigenes 
Rücknahmesystem" (abrufbar unter: https://www.grs-batterien.de/newsroom/details/stiftung-grs-bat-
terien-erhaelt-zulassung-als-herstellereigenes-ruecknahmesystem/); ergänzend Selbstdarstellung der 
Stiftung GRS (abrufbar unter: https://www.stiftung-grs.de/stiftung-grs-batterien/). 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/000/2100014.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/000/2100014.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/000/2100014.pdf
https://www.grs-batterien.de/newsroom/details/stiftung-grs-batterien-erhaelt-zulassung-als-herstellereigenes-ruecknahmesystem/
https://www.grs-batterien.de/newsroom/details/stiftung-grs-batterien-erhaelt-zulassung-als-herstellereigenes-ruecknahmesystem/
https://www.stiftung-grs.de/stiftung-grs-batterien/
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nahmesystems hinausgingen: flächendeckende, diskriminierungsfreie Rücknahme über alle Her-

steller hinweg, zentrale Entgegennahme der Mengenmeldungen, Anschluss der herstellereigenen 

Rücknahmesysteme an ein bundesweites Sammelstellennetz von rund 200.000 Annahmepunk-

ten47 sowie die für sämtliche Hersteller wirkende Verbraucherinformation nach § 18 BattG i.d.F. v. 

25.06.2009 (nunmehr außer Kraft). Wegen vollzugsbedingter Wettbewerbsnachteile gab die Stif-

tung GRS Batterien ihre Stellung als festgestelltes Gemeinsames Rücknahmesystem zum 

06.01.2020 auf und agiert seither als herstellereigenes Rücknahmesystem.48 Auf ähnliche Erfah-

rungswerte kann aus dem Altlampen- bzw. Leuchtmittelbereich rekurriert werden. Die Lightcycle 

wurde 2006 als nicht-gewinnorientiertes Gemeinschaftsunternehmen der führenden Lichther-

steller gegründet und organisiert seither bundesweit die Rücknahme von Altlampen und Leuchten 

nach dem ElektroG.49 Lightcycle wickelt – mit ähnlicher Personalausstattung wie die Stiftung GRS 

Batterien – für die angeschlossenen Inverkehrbringer die Mitteilungs- und Informationspflichten 

gegenüber der stiftung ear nach § 13 ElektroG vollständig ab – also die Meldung der in Verkehr 

gebrachten Neulampenmengen, die Rückmeldung der von den öffentlich-rechtlichen Entsor-

gungsträgern zurückgenommenen Altlampenmengen sowie das Reporting über die Verwertungs-

ströme.50 Daneben unterhält Lightcycle ein bundesweit flächendeckendes Sammelstellennetz mit 

über 9.000 aktiv beworbenen Annahmestellen51 und stellt über die 100-prozentige Tochtergesell-

schaft Elektro-Altgeräte Garantie GmbH ein kollektives Garantiesystem für die Herstellerregistrie-

rung bei der stiftung ear bereit.52 

Die genannten Beispiele zeigen bereits, dass die Betrauung industriegetragener, schlank aufge-

stellter Organisationen mit der Umsetzung und dem Vollzug der erweiterten Herstellerverantwor-

tung zu einer Entlastung staatlicher Stellen führt. Dies verringert zugleich die finanzielle Belastung 

der Hersteller (und damit letztlich der Verbraucher). Das bestätigt auch der Blick auf entspre-

chende Erfahrungen aus dem Verpackungsbereich. Der bereits erwähnte verpackungsrechtliche 

 
47  UBA, Erarbeitung möglicher Modelle der erweiterten Herstellerverantwortung für Textilien – Abschluss-

bericht (TEXTE), Anhang E.3 zu Geräte-Altbatterien; ferner Internetauftritt des UBA zur Produktverant-
wortung Altbatterien (abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/themen/abfall-ressour-
cen/produktverantwortung-in-der-abfallwirtschaft/batterien-altbatterien). 

48  Stiftung GRS Batterien, PM v. 23.12.2019 (Fn. 89); Sonderabfall-Wissen, „GRS: herstellereigenes Rück-
nahmesystem" (abrufbar unter: https://www.sonderabfall-wissen.de/news/stiftung-grs-als-herstellerei-
genes-ruecknahmesystem-zugelassen/).l 

49  Lightcycle, „Über uns" (abrufbar unter: https://www.lightcycle.de/ueber-uns). 
50  Lightcycle, „Mitglied werden" (abrufbar unter: https://www.lightcycle.de/ueber-uns/mitglied-werden). 
51  Lightcycle, „Rücknehmer" (abrufbar unter: https://www.lightcycle.de/ruecknehmer). 
52  Vgl. Elektro-Altgeräte Garantie GmbH, Selbstdarstellung als anerkanntes kollektives Garantiesystem 

nach § 7 ElektroG (abrufbar unter: https://www.eag-gmbh.de/eag); zur Tochtergesellschafterstellung 
Lightcycle Retourlogistik und Service GmbH, „Mitglied werden" (abrufbar unter: 
https://www.lightcycle.de/ueber-uns/mitglied-werden) 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/abfall-ressourcen/produktverantwortung-in-der-abfallwirtschaft/batterien-altbatterien
https://www.umweltbundesamt.de/themen/abfall-ressourcen/produktverantwortung-in-der-abfallwirtschaft/batterien-altbatterien
https://www.sonderabfall-wissen.de/news/stiftung-grs-als-herstellereigenes-ruecknahmesystem-zugelassen/
https://www.sonderabfall-wissen.de/news/stiftung-grs-als-herstellereigenes-ruecknahmesystem-zugelassen/
https://www.lightcycle.de/ueber-uns
https://www.eag-gmbh.de/eag
https://www.lightcycle.de/ueber-uns/mitglied-werden
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Evaluationsbericht kam zu dem Ergebnis, dass „durch die Arbeit der ZSVR […] die Landesvollzugs-

behörden entlastet und der Vollzug der Regelungen des Verpackungsgesetzes verbessert [wer-

den]“.53 Auch bei Einführung des ElektroG wurde davon ausgegangen, dass die Übertragung zent-

raler Vollzugsaufgaben auf eine Gemeinsame Stelle der Hersteller den Aufwand der öffentlichen 

Hand deutlich reduzieren kann.54 Die dabei getroffene gesetzgeberische Grundannahme, dass die 

Bündelung von Register-, Koordinierungs- und Überwachungsaufgaben bei einer von den Herstel-

lern getragenen Organisation einen effizienten Vollzug bei gleichzeitig minimalem Ressourcenein-

satz der öffentlichen Hand ermöglicht, gilt für den Batterie- und Textilbereich entsprechend.  

III. Effiziente, digitalisierte Prozesse zugunsten der Hersteller  

Die GHS zielt auf eine schnelle, günstige und verlässliche Abwicklung von Registrierungen und 

anderen Verwaltungsaufgaben durch digitale, automatisierte Verfahren zugunsten der Hersteller.  

Das Beispiel der ZSVR belegt, dass ein digital aufgesetztes Register selbst bei über 130.000 re-

gistrierten Unternehmen55 mit vergleichsweise schlanker Personaldecke und hoher Bearbeitungs-

geschwindigkeit arbeiten kann.56 

Die Nutzung der Branchenexpertise im herstellergetragenen GHS-Modell ermöglicht es, dass Pro-

zesse der Wirtschaft praxisnahe digital abgebildet werden. Gerade für die Batterieindustrie, in der 

die EU-BattVO fünf unterschiedliche Batteriekategorien – Gerätebatterien, LMT-Batterien, Starter-

batterien, Industriebatterien und Elektrofahrzeugbatterien – unterscheidet und jeweils unter-

schiedliche Meldedaten vorsieht, ist eine digitale, interoperable und kategoriengerechte Verfah-

rensarchitektur unverzichtbar. Eine GHS kann diese Architektur branchenspezifisch ausgestalten, 

während eine rein behördliche Lösung dazu tendiert, generische Standardprozesse anzuwenden, 

die den Besonderheiten der Batteriekategorien nicht hinreichend Rechnung tragen. 

 
53  Bundesregierung, Evaluationsbericht über die Auswirkungen der Regelungen nach § 22 Absatz 2 des 

Verpackungsgesetzes sowie über die Arbeitsweise und Wirksamkeit der Zentralen Stelle, a.a.O. (Fn. 45). 
54  Lier, Die Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG. Rechtsstellung, Organisation und Aufgaben sowie 

Rechtsschutz gegen ihre Akte, Göttinger Schriften zum Öffentlichen Recht, Bd. 8, Universitätsverlag Göt-
tingen 2016, S. 30; vgl. BT-Drs. 18/4901, Vorblatt D und E.3 (S. 2f.); Begründung Abschnitt 4.3 (S. 72). 

55  Rachut, „Zentrale Stelle Verpackungsregister (ZSVR) offiziell gestartet – Eine Bestandsaufnahme", pack-
aging journal v. 22.01.2019 (abrufbar unter. https://packaging-journal.de/zsvr-offiziell-gestartet-be-
standsaufnahme). 

56  Bundesregierung, Evaluationsbericht über die Auswirkungen der Regelungen nach § 22 Absatz 2 Ver-
packG sowie über die Arbeitsweise und Wirksamkeit der Zentralen Stelle, BT-Drs. 21/14, 09.04.2025, 
S. 3f. 
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IV. Sicherung fairer Wettbewerbsbedingungen durch Verhinderung von Trittbrettfahrerei 

Die GHS kann Trittbrettfahrerei wirksam begegnen und dadurch ein level playing field für Herstel-

ler schaffen.  

Trittbrettfahrerei gehört zu den neuralgischsten Punkten eines jeden EPR-Systems: Marktteilneh-

mer, die sich der Beteiligung ganz entziehen oder unzutreffende Mengen melden, belasten ihre 

gesetzestreuen Wettbewerber mit zusätzlichen Entsorgungskosten und können sich dadurch un-

lautere Vorteile im Wettbewerb verschaffen, wie Erfahrungen im Verpackungsbereich aus der Zeit 

vor der institutionellen Neuordnung durch die ZSVR zeigen.57 

Eine rein behördliche Verfolgung solcher Verstöße ist tendenziell langsam und wenig wirksam, 

denn für die häufig unterbesetzten und unterausgestatteten Behörden ist sie nur eine von vielen 

Pflichtaufgaben unter Haushaltszwängen. Die GHS hat dagegen als herstellergetragene Institution 

ein über ihre Träger vermitteltes Interesse an der aktiven Bekämpfung von Trittbrettfahrern, weil 

jeder aufgedeckte Verstoß die Kostenlast der gesetzestreuen Hersteller senkt und fairen Wettbe-

werb sichert. 

Im Textilbereich ist die Trittbrettfahrerproblematik besonders ausgeprägt: Direct-to-Consumer-

Modelle ausländischer Plattformanbieter und hohe Importanteile aus Drittstaaten – namentlich 

im Segment der „Ultra-Fast-Fashion" – führen dazu, dass relevante Inverkehrbringungsmengen an 

nationalen Registrierungs- und Vollzugsstrukturen vorbeigeführt werden.58 Die EU-AbfRL begeg-

net dem mit eigenständigen Pflichten der Online-Plattformen und Fulfillment-Plattformen, na-

mentlich der Prüfung der Herstellerregistrierung vor Diensteerbringung und einem korrespondie-

renden Registerzugang (Art. 22a Abs. 13, Art. 22b Abs. 9 EU-AbfRL).⁸ Deren wirksamer Vollzug 

setzt einen kontinuierlichen Datenabgleich voraus, der marktstrukturelles Wissen über Plattfor-

mökonomie, Versandlogistik und Importflüsse erfordert.  

Die industriegetragene GHS kann genau diese Anforderungen erfüllen. Gestützt auf die Branchen-

expertise der Hersteller kann sie spezifische Analysemodelle entwickeln und die Erfassung und 

 
57  Die Schäden zu Lasten der ordnungsgemäß zahlenden Unternehmen wurden vor Einführung der ZSVR 

auf über 200 Millionen Euro pro Jahr beziffert. ZSVR, Informationen auf der Internetseite „Über uns" 
(abrufbar unter: https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/ueber-uns); Ecovis KSO, 
Blog-Beitrag 2023 zu Trittbrettfahrerschäden im Verpackungsbereich, (abrufbar unter: https://www.ver-
packungsregister.org/stiftung-und-behoerde/ueber-uns). 

58  UBA, Erarbeitung möglicher Modelle der erweiterten Herstellerverantwortung für Textilien – Abschluss-
bericht, Kap. 5.2.3.3; BMUKN, Eckpunktepapier zur Einführung einer erweiterten Herstellerverantwor-
tung für Textilien, Stand 27.03.2026, S. 1. 

https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/ueber-uns
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/ueber-uns
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/ueber-uns
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den Abgleich von Daten unter Wahrung wettbewerbsrechtlicher Vorgaben vornehmen. Sie kann 

sodann Verdachtsfälle aufarbeiten und Fälle von Trittbrettfahrerei systematisch zur weiteren Ver-

folgung – zivilrechtlich an UKlaG-Stellen bzw. öffentlich-rechtlich an die Landesvollzugsbehörden – 

übergeben (vgl. Teil 3A.III.6 oben). 

Praxiserfahrungen aus der Trittbrettfahrerverfolgung durch industriegetragene Institutionen an-

derer Branchen geben Orientierung, was eine GHS im Batterie- und Textilbereich leisten könnte:  

Die im Jahr 2006 von führenden Lampenherstellern gegründete Lightcycle verfolgt nach dem 

UWG systematisch Marktteilnehmer, die Lampen ohne ordnungsgemäße Registrierung bei der 

stiftung ear oder ohne die nach § 7 ElektroG vorgeschriebene Herstellerkennzeichnung in Verkehr 

bringen.59 Lightcycle identifiziert solche Verdachtsfälle insbesondere über Testkäufe, mahnt die 

Verantwortlichen außergerichtlich ab und führt erforderlichenfalls gerichtliche Verfahren, in de-

nen sie ihre Ansprüche für ihre Gesellschafter durchsetzt.60 Die Branche hat hierdurch eine Mög-

lichkeit etabliert, welche die behördliche Verfolgung mit privater Rechtsdurchsetzung wirksam er-

gänzt und auch auf andere Bereiche wie Batterien und Textilien übertragen werden könnte. Ge-

rade im Textilbereich, der durch hohe Importanteile und Plattform-Direktvertrieb geprägt ist, 

könnte eine solche Struktur die durch Art. 22a Abs. 13 und Art. 22b Abs. 9 EU-AbfRL begründeten 

Prüfpflichten der Online- und Fulfillment-Plattformen sinnvoll ergänzen. 

Positive Erfahrungswerte im Hinblick auf die öffentlich-rechtliche Trittbrettfahrerverfolgung wie-

derum liefert die Tätigkeit der ZSVR im Verpackungsbereich. Kern der ZSVR ist das öffentlich ein-

sehbare Register LUCID, in dem inzwischen deutlich über 130.000 Unternehmen gelistet sind. Er-

gänzt wird das Register durch einen automatisierten Datenabgleich zwischen Herstellermeldun-

gen und den Komplementärmeldungen der dualen Systeme; Diskrepanzen werden systematisch 

aufgedeckt und lösen Prüfverfahren aus. Eine Big-Data-Analyseplattform verknüpft Millionen Da-

tensätze aus LUCID mit externen Datenquellen, Marktforschungsdaten und über 550.000 PDF-

Seiten Prüferdokumentation, plausibilisiert über vier Millionen Mengenmeldungen vollautomati-

siert und identifiziert Verdachtsfälle.61 Die ZSVR klärt den Sachverhalt auf und übergibt den Fall 

 
59 Vgl. dazu: „Abmahnung der Firma Lightcycle Retourlogistik und Service GmbH“, abrufbar unter 

https://www.ratgeberrecht.eu/aktuell/abmahnung-der-firma-lightcycle-retourlogistik-und-service-
gmbh/.  

60  Wie vor.  
61  Recyclingportal, „ZSVR für Analyseplattform CLAIR ausgezeichnet“, 16.11.2022 (abrufbar unter ZSVR für 

Analyseplattform CLAIR ausgezeichnet | Recyclingportal 

https://www.ratgeberrecht.eu/aktuell/abmahnung-der-firma-lightcycle-retourlogistik-und-service-gmbh/
https://www.ratgeberrecht.eu/aktuell/abmahnung-der-firma-lightcycle-retourlogistik-und-service-gmbh/
https://recyclingportal.eu/archive/76499
https://recyclingportal.eu/archive/76499
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dann an die jeweilige Landesvollzugsbehörde, der lediglich noch der Vollzug obliegt.62 Dies ist 

deutlich effizienter als eine reine Behördenverfolgung, bei der jede Landesbehörde eigene Ermitt-

lungskapazitäten vorhalten bzw. aufbauen müsste. Die Zahlen aus der Verpackungsbranche spre-

chen für sich: Seit 2019 hat die ZSVR mehr als 20.000 Fälle von Ordnungswidrigkeiten digital und 

automatisiert über das LUCID-Behördenportal an die Landesvollzugsbehörden übergeben.63 

V. Erhöhte Akzeptanz in der betroffenen Branche 

Die Etablierung einer industriegetragenen GHS erhöht die Akzeptanz der erweiterten Herstel-

lerverantwortung innerhalb der betroffenen Branchen erheblich. Der wesentliche Grund liegt da-

rin, dass die verpflichteten Hersteller nicht auf eine bloße Finanzierungsfunktion reduziert wer-

den, sondern institutionell an der Ausgestaltung und praktischen Umsetzung der sie betreffenden 

Regelungen mitwirken können. Gerade diese Möglichkeit zur aktiven Partizipation fördert die 

Identifikation mit dem System und stärkt die Bereitschaft, die damit verbundenen Pflichten und 

Belastungen mitzutragen.64 Zugleich wird die Akzeptanz dadurch erhöht, dass eine eigene GHS 

auf gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle Hersteller hinwirkt, Transparenz bei Kosten und Ver-

fahren schafft und zu einer als fair empfundenen Lastenverteilung beiträgt.65  

Dass diese Gesichtspunkte für die Akzeptanz der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung von zent-

raler Bedeutung sind, zeigt exemplarisch bereits das ursprüngliche Regelungskonzept des Elekt-

roG. § 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ElektroG enthält dezidierte Vorgaben zur gleichberechtigten, aktiven 

Teilhabe ihrer Träger, welche die Gemeinsame Stelle gewährleisten muss und die nicht zuletzt 

gerade der Akzeptanz sowie der Transparenz ihrer Arbeit dienen. Darin kommt die gesetzgeberi-

sche Wertung zum Ausdruck, dass eine gemeinsame Stelle nur dann auf breite Zustimmung in-

nerhalb der verpflichteten Herstellerkreise stößt, wenn sie allen Herstellern zu gleichen Bedingun-

gen offensteht und ihre Beteiligung institutionell abgesichert ist. Eben dies spricht auch im Batte-

riebereich für die Etablierung einer eigenen GHS, während es bei einer bloßen Angliederung an 

eine bereits für eine andere Branche bestehende Struktur an einer gleichwertigen Einbindung der 

Batterie- und Textilhersteller fehlt. 

 
62  § 26 Abs. 1 Nr. 21 VerpackG; zur OWi-Zuständigkeit der Landesbehörden: § 36 Abs. 1 Satz 1 VerpackG; 

ZSVR, Fallbericht 02/2025 – Versandapotheke, abrufbar unter https://www.verpackungsregis-
ter.org/fileadmin/files/Fallberichte/Fallbericht_02_2025_Versandapotheke.pdf.. 

63  bvse, „Onlineshop verstößt gegen Pfandpflicht – Bußgeld in fünfstelliger Höhe", 01.03.2024, abrufbar 
unter: https://www.bvse.de/sachverstand-bvse-recycling/alles-was-recht-ist/meldungen-recht-recht-
entsorgung/10553-onlineshop-verstoesst-gegen-pfandpflicht-bussgeld-in-fuenfstelliger-hoehe.html . 

64  BT-Drs. 18/4901, Begründung zu § 35 ElektroG, S. 106. 
65  Lier, Die Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016, S. 60. 

https://www.verpackungsregister.org/fileadmin/files/Fallberichte/Fallbericht_02_2025_Versandapotheke.pdf
https://www.verpackungsregister.org/fileadmin/files/Fallberichte/Fallbericht_02_2025_Versandapotheke.pdf
https://www.bvse.de/sachverstand-bvse-recycling/alles-was-recht-ist/meldungen-recht-recht-entsorgung/10553-onlineshop-verstoesst-gegen-pfandpflicht-bussgeld-in-fuenfstelliger-hoehe.html
https://www.bvse.de/sachverstand-bvse-recycling/alles-was-recht-ist/meldungen-recht-recht-entsorgung/10553-onlineshop-verstoesst-gegen-pfandpflicht-bussgeld-in-fuenfstelliger-hoehe.html
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VI. Vermeidung von Gold-Plating durch Bündelung der Kompetenz in der Vorgabenerfüllung 

Die Einrichtung einer herstellergetragenen GHS verhindert Gold-Plating, da sie die Umsetzung der 

erweiterten Herstellerverantwortung zentral, einheitlich und unter Nutzung der Branchenexper-

tise organisiert. Als Koordinierungsinstanz bündelt die GHS insbesondere Mengenmeldungen, Da-

tenweitergabe, Prüf- und Zulassungsstandards, Lastenausgleich und Auffangsammlung sowie die 

fachliche Unterstützung der Behörden. Die Verortung dieser Aufgaben bei der fachlich kompeten-

ten Stelle reduziert das Risiko sachfremder oder unnötig komplexer Zusatzlösungen. 

Die andernfalls drohende Gefahr des Gold-Platings bei der Umsetzung der erweiterten Herstel-

lerverantwortung hat jüngst der Regierungsentwurf des BattDG gezeigt: Die in § 22 BattDG-RegE 

zunächst vorgesehene zentrale, behördlich gesteuerte Abholkoordination für Industrie-, Starter- 

und Elektrofahrzeugbatterien durch die stiftung ear sollte ein europaweit einmaliges Konstrukt 

schaffen, das die Ausstattung von rund 100.000 Sammelstellen mit bis zu zwölf verschiedenen 

Gefahrgutbehältern voraussetzt, parallele Mengenerfassungen bei den OfH und der stiftung ear 

erfordert und in keinem anderen EU-Mitgliedstaat vorgesehen ist.66 Der Bundestag hat diese Kon-

struktion in der Beschlussempfehlung zu BT-Drs. 21/570 daraufhin zu einem bloßen Auffangme-

chanismus zurückgenommen, der nur greift, wenn eine Sammelstelle keiner OfH angeschlossen 

ist oder die OfH-Abholung nicht erfolgt.67  

Ein weiteres Beispiel nationaler Übererfüllung findet sich in den Anforderungen an die Sicher-

heitsleistung, welche die OfH zu erbringen haben. Gemäß Art. 58 Abs. 7 der EU-BattVO sind OfH 

verpflichtet, im Rahmen des Zulassungsverfahrens eine Sicherheitsleistung zur Deckung anfallen-

der Kosten zu hinterlegen. Zugleich wird den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, darüber 

hinaus gehende Anforderungen zu stellen. Von dieser Regelungsoption wird § 9 BattDG umfas-

send Gebrauch gemacht. Darin wird zum Beispiel eine regelmäßige Überprüfung der Sicherheits-

leistung durch die zuständige Behörde vorgesehen, die zusätzlichen Überwachungsaufwand auf 

Seiten der Vollzugsstellen und ggf. zusätzliche Berichts- und Dokumentationspflichten der OfH 

nach sich zieht. 

Auch im Textilbereich ist das Gold-Plating-Risiko der nationalen EPR-Umsetzung im Rahmen des 

zur Umsetzung der EU-AbfRL geplanten Textilgesetzes virulent. Der Gesamtverband t+m fordert 

 
66  Stiftung GRS Batterien, Sachverständigenstellungnahme zur Öffentlichen Anhörung im Umweltaus-

schuss des Deutschen Bundestages zum Gesetzentwurf zur Anpassung des Batterierechts an die Ver-
ordnung (EU) 2023/1542 (Batt-EU-AnpG) – BT-Drs. 21/570, 01.08.2025, Kurzfassung sowie Ziff. 4. 

67  Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit, BT-Drs. 21/1587, 10.09.2025, Begründung zu § 11 Abs. 5 BattDG. 
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eine unionsrechtskonforme, wettbewerbsneutrale und bürokratiearme Umsetzung der novellier-

ten EU-AbfRL ohne nationale Übererfüllung; benannt werden insbesondere doppelte Mengener-

fassungen, der Aufbau einer staatlichen „EPR-Superbehörde" und starre Pflichtsammelquoten als 

typische Gold-Plating-Risiken.68 Eine industriegetragene GHS Textilien soll und kann diese Risiken 

auffangen, indem sie Mengenclearing, Marktüberwachung und Lastenausgleich branchenintern 

und unionsrechtskonform organisiert.69 

 
68  Gesamtverband t+m, Politisches Forderungspapier zur nationalen Umsetzung der novellierten EU-Ab-

fallrahmenrichtlinie – Herstellerverantwortung für Textilien, 09.01.2026, Ziff. 1 und 3. 
69  Gesamtverband t+m, Mögliche Ausgestaltung der t+m-Eckpunkte zur Textil-EPR-Umsetzung in Deutsch-

land, Stand 14.10.2025, S. 2 und 4 (Aufgaben und Funktionen der GHS); zum Anreiz- und Lastenaus-
gleichssystem ebd., S. 9. 
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TEIL 4 RECHTLICHE BEWERTUNG EINES INDUSTRIEGETRAGENEN 
GHS-MODELLS 

In dieser Kurzstudie ist das in Teil 3 näher beschriebene GHS-Modell auf seine rechtliche Zulässig-

keit hin zu untersuchen. Die Untersuchung erfolgt auf drei Ebenen: dem Abfallrecht (Punkt A), 

dem Wettbewerbsrecht (Punkt B) sowie dem deutschen Verfassungsrecht (Punkt C).  

A. Abfallrechtliche Vorgaben  

Die abfallrechtliche Zulässigkeit einer industriegetragenen GHS ist einerseits an den batteriespe-

zifischen sowie allgemeinen Vorgaben der EU-BattVO, das BattDG und der EU-AbfRL (Punkt I) und 

andererseits an den textilspezifischen Sonderregelungen der novellierten EU-AbfRL zu bewerten 

(Punkt II). In beiden Bereichen haben die Mitgliedstaaten im Ergebnis Gestaltungsspielräume hin-

sichtlich der Trägerschaft und Zuständigkeit einer GHS. Unter ihnen lässt sich das GHS-Modell 

sachgerecht ausgestalten und nach dem im VerpackG und ElektroG bekannten Modell einer 

rechtsformneutralen, herstellergetragenen Institution zur effektiven Verwirklichung der erweiter-

ten Herstellerverantwortung umsetzen.  

I. Vorgaben der EU-BattVO, des BattDG und der EU-AbfRL für den Batteriesektor 

Die Einrichtung einer industriegetragenen GHS für Batterien ist mit den spezifisch batterierechtli-

chen Vorgaben der EU-BattVO vereinbar. Eine Kongruenz ist zugleich auch mit den übergeordne-

ten Vorgaben der EU-AbfRL gewährleistet, die als sektorunabhängiger Rahmen auch im Batterie-

bereich fortgilt: Sie wird durch die EU-BattVO nach deren ausdrücklichem Selbstverständnis nur 

insoweit verdrängt, als die Verordnung eine vollständige Harmonisierung vornimmt. Im Übrigen 

bleibt die EU-AbfRL der maßgebliche Bezugsrahmen, auf den auch die EU-BattVO ihrerseits an 

verschiedenen Stellen ausdrücklich verweist (Punkt 1). Unter Beachtung und in Umsetzung der 

unionsrechtlichen Vorgaben könnte ein GHS-System in Deutschland einfachgesetzlich im BattDG 

verankert werden (Punkt 2).  

1. Unionsrechtliche Vorgaben für eine GHS  

Die EU-BattVO selbst trifft keine unmittelbaren Vorgaben zur Einrichtung einer Gemeinsamen 

Stelle oder vergleichbaren Institution im Batteriebereich. Sie geht zwar im Ausgangspunkt von der 

Wahrnehmung wesentlicher Organisations-, Überwachungs- und Vollzugsaufgaben der „zustän-

digen Behörde“ bei der Bewirtschaftung von Altbatterien aus (Art. 54 EU-BattVO, dazu Teil 2B.I.1). 
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Dennoch eröffnet sie den Mitgliedstaaten Gestaltungsspielraum, der die Betrauung einer Ge-

meinsamen Stelle mit Aufgaben des Vollzugs der erweiterten Herstellerverantwortung prinzipiell 

zulässt, ohne sie zu verlangen.  

Dieser Gestaltungsspielraum kommt in Erwägungsgrund 103 zur EU-BattVO zum Ausdruck: Da-

nach ist die Verordnung „lex specialis im Verhältnis zur Richtlinie 2008/98/EG für die Mindestan-

forderungen im Bereich der erweiterten Herstellerverantwortung in Bezug auf Zielvorgaben für 

Sammlung und Recycling, Rücknahme durch Händler sowie Second Life". Sie belässt aber den Mit-

gliedstaaten ausdrücklich die Möglichkeit, „soweit diese Verordnung keine vollständige Harmoni-

sierung in Kapitel VIII vorsieht, zusätzliche Maßnahmen zu diesen spezifischen Themen vorzuse-

hen, sofern eine solche weitere Regelung den Bestimmungen der Richtlinie 2008/98/EG sowie der 

vorliegenden Verordnung entspricht".  

Die Etablierung einer GHS, die als Vollzugs- und Koordinierungsinstanz gerade keine OfH im Sinne 

des Art. 57 EU-BattVO ist, stellt eine solche zusätzliche Maßnahme im Sinne des Erwägungsgrunds 

103 zur EU-BattVO dar und ist daher unionsrechtlich zulässig, sofern sie sich in den abfallrechtli-

chen Rahmen der EU-AbfRL und der EU-BattVO einfügt. Dies ist der Fall, denn in der EU-AbfRL ist 

die Möglichkeit der Einrichtung einer solchen Stelle bereits angelegt (siehe bereits Teil 2B.I.1 

oben). Art. 56 Abs. 1 S. 2 EU-BattVO ordnet zur Erfüllung der erweiterten Herstellerverantwortung 

im Batteriebereich die Geltung von Art. 8 und 8a EU-AbfRL an. Damit wird aber auch Art. 8a Abs. 5 

UAbs. 2 EU-AbfRL für maßgeblich erklärt. Danach benennt der Mitgliedstaat, sofern in seinem 

Hoheitsgebiet mehrere OfH Verpflichtungen aus der erweiterten Herstellerverantwortung wahr-

nehmen, „mindestens eine von privaten Interessen unabhängige Stelle" oder beauftragt „eine Be-

hörde", welche „die Umsetzung der Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstellerverant-

wortung überwacht“. Dass der Unionsgesetzgeber in Art. 8a Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL die Überwa-

chung durch eine „unabhängige Stelle“ im Normtext als erste Alternative und noch vor der Mög-

lichkeit einer Betrauung mit der Überwachung durch „eine Behörde“ benennt, kann sogar als Prä-

ferenz des europäischen Gesetzgebers für ein behördenfernes Überwachungskonzept in der Ei-

genverantwortung der Hersteller gedeutet werden. Es zeigt aber mindestens die Gleichwertigkeit 

von privater und staatlicher Kontrolle der EPR-Umsetzung. Eine industriegetragene, branchen-

übergreifende und von privaten Partikularinteressen unabhängige GHS, etwa in der Rechtsform 

einer zweckgebundenen Stiftung, fügt sich damit nahtlos in diese unionsrechtlich vorgezeichnete 

Architektur der erweiterten Herstellerverantwortung ein.  

Dass Hersteller oder OfH eine solche Stelle errichten und sich ggf. als Träger an ihr beteiligen, wie 

dies für Elektrogeräte nach § 5 Abs. 1 ElektroG bzw. für Verpackungen nach § 24 Abs. 1 VerpackG 

vorgesehen ist, schließt die Unabhängigkeit nicht aus. Dagegen spricht der Wortlaut von Art. 8a 
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Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL, der nicht verlangt, dass die betreffende Stelle „von den Herstellern“ un-

abhängig ist, sondern lediglich von „privaten Interessen“. Gemeint ist damit ersichtlich, dass eine 

solche Stelle kein privatwirtschaftliches Eigeninteresse an der Überwachung haben darf, etwa weil 

es ihr die Überwachung und Verfolgung der Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung 

ermöglichen würde, Eigengeschäft in der Sammlung und Behandlung zu generieren. Entschei-

dend ist also, dass die Beteiligung nicht zu einer individuellen wirtschaftlichen Abhängigkeit der 

Stelle führt oder Interessenkonflikte begründet, die die objektive Wahrnehmung der Überwa-

chungsaufgaben beeinträchtigen.  

Das ergibt sich mittelbar auch aus der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs („EuGH“) 

zu Art. 8, 8a EU-AbfRL, auch wenn diese die Einrichtung einer OfH und nicht die Einrichtung einer 

Überwachungsstelle betraf. Im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens zum Fall Interzero 

stellte der EuGH bei der Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Übertragung der Umsetzung der 

erweiterten Herstellerverantwortung auf eine einzige Organisation in Slowenien den Aspekt in 

den Mittelpunkt, dass es zu keinen kommerziellen Interessenskonflikten und einer übermäßigen 

Belastung der Hersteller kommen darf, namentlich durch eigenes Engagement der Träger der „un-

abhängigen Stelle“ im Bereich der Sammlung und Behandlung von Abfällen:70 

„Die Art. 8 und 8a der Richtlinie 2008/98 in der durch die Richtlinie 2018/851 geänderten 
Fassung, Art. 15 der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt, die Art. 49, 56 und 106 
AEUV, die Art. 16 und 17 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union sowie die 
Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes 

sind dahin auszulegen, dass 

- sie, vorbehaltlich der Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, einer na-
tionalen Regelung nicht entgegenstehen, die 

- durch die Errichtung einer mit der gemeinsamen Umsetzung der Verpflichtungen im 
Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung betrauten Organisation, die das 
ausschließliche Recht hat, diese Tätigkeit für eine bestimmte Produktkategorie auszu-
üben, eine Monopolstellung schafft und zugleich sowohl den Widerruf ex lege der 
Genehmigungen, die den Wirtschaftsteilnehmern bis dahin die Ausübung dieser Tä-
tigkeit ermöglichten, als auch die Auflösung ex lege aller von diesen Wirtschaftsteil-
nehmern in Ausübung der Tätigkeit geschlossenen Verträge vorsieht, sofern mit die-
ser Regelung zum einen die Schaffung eines normativen Rahmens einhergeht, der zu 
gewährleisten vermag, dass der Inhaber des Monopols tatsächlich in der Lage sein 
wird, die Ziele des Schutzes der Umwelt und der öffentlichen Gesundheit, die sich der 

 
70  EuGH, Urt. v. 10.07.2025, C-254/23, Interzero.  
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betreffende Mitgliedstaat gesetzt hat, mittels eines quantitativ und qualitativ an die-
sen Zielen ausgerichteten und einer strengen behördlichen Kontrolle unterliegenden 
Angebots in kohärenter und systematischer Weise zu verfolgen, und sofern sie zum 
anderen Anpassungen bei der Anwendung der neuen Vorschriften vorsieht, die geeig-
net sind, jede übermäßige Belastung der betroffenen Wirtschaftsteilnehmer zu ver-
meiden, insbesondere einen Übergangszeitraum, der lang genug ist, um es ihnen zu 
ermöglichen, sich auf die Änderungen einzustellen, oder ein System für den angemes-
senen Ausgleich des ihnen entstandenen Schadens; 

- diese Organisation verpflichtet, ihre Tätigkeit ohne Gewinnerzielungsabsicht auszu-
üben; 

- vorsieht, dass Hersteller, die Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstel-
lerverantwortung unterliegen und mindestens 51% der Gesamtmenge einer unter 
diese erweiterte Verantwortung fallenden Produktkategorie in Verkehr bringen, eine 
solche Organisation errichten und sich an ihr beteiligen müssen; 

- vorsieht, dass die Inhaber einer Beteiligung an dieser Organisation Hersteller auf dem 
betreffenden Markt sein müssen; 

- vorsieht, dass diese Hersteller keine Tätigkeit der Sammlung und Behandlung von Ab-
fällen ausüben dürfen und dass zwischen der genannten Organisation, den Mitglie-
dern ihres Leitungsorgans und den an ihr beteiligten Herstellern einerseits und den 
mit der Sammlung und Behandlung der Abfälle befassten Personen sowie den Perso-
nen, die ein Stimmrecht im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan der Organisation ha-
ben, andererseits keine kapitalmäßigen Verflechtungen oder verwandtschaftlichen 
Beziehungen bestehen dürfen; 

- den Herstellern von Produkten, die der erweiterten Herstellerverantwortung unterlie-
gen, die gemeinsame Umsetzung ihrer Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten 
Herstellerverantwortung auferlegt und ihnen vorschreibt, mit einer Organisation, die 
über ein ausschließliches Recht zur Ausübung dieser Tätigkeit verfügt, einen Vertrag 
zu schließen, sofern diese Pflichten mit ausreichenden Verfahrensgarantien, insbe-
sondere in Bezug auf etwaige Interessenkonflikte oder Wettbewerbsnachteile, einher-
gehen, die es ermöglichen, jede übermäßige, aus willkürlichen oder unvorhersehba-
ren Auswirkungen auf ihre Vertragsbeziehungen resultierende Belastung der betref-
fenden Hersteller bei der Ausübung ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zu verhindern.“ 

[Hervorh. d.d. Verf.] 

Was der EuGH im Urteil Interzero für die Ebene der Umsetzung der erweiterten Herstellerverant-

wortung entschieden hat, gilt für die nachgelagerte Ebene der Überwachung und des Vollzugs in 

gleicher Weise bzw. erst recht. Denn andernfalls könnten durch die Trägerschaft an der GHS über 
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die Hintertür Interessenskonflikte in die Kontrolle der Pflichtenerfüllung der Hersteller getragen 

werden, die das Unionsrecht nach den Maßgaben des Gerichtshofs aber gerade ausschließen soll. 

Daraus folgt zugleich, dass eine (herstellergetragene) GHS den Vorgaben des EuGH entspricht, 

und dies sogar (aufgrund der sonst drohenden potenziellen Interessenskonflikte) noch mehr als 

eine mit Akteuren der Sammel- und Verwertungswirtschaft besetzte oder verflochtene Stelle.  

Welche Aufgaben einer GHS übertragen werden, damit gewährleistet ist, dass diese nach § 8a 

Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL ordnungsgemäß „die Umsetzung der Verpflichtungen im Rahmen der 

erweiterten Herstellerverantwortung überwacht“, wird unionsrechtlich nicht spezifisch vorgege-

ben. Festgelegt ist Art. 8a Abs. 5 UAbs. 4 EU-AbfRL aber, welche Vorgaben die Mitgliedstaaten 

machen können, um die Einhaltung der erweiterten Herstellerverantwortung sicherzustellen. 

Demnach „können die Mitgliedstaaten Anforderungen, beispielsweise in Bezug auf Registrierung, 

Informationen und Berichterstattung, festlegen, die als Bevollmächtigte zu benennende juristische 

oder natürliche Personen in ihrem Hoheitsgebiet erfüllen müssen“. Auf diese Anforderungen kann 

sich folglich auch die Kontrolle durch eine GHS erstrecken. Im Übrigen gilt für die möglichen Kom-

petenzzuweisungen an eine GHS (lediglich) die allgemeine Vorgabe des Art. 8a Abs. 1 lit. a EU-

AbfRL. Danach „sorgen die Mitgliedstaaten“ selbst für „die genaue Definition der Rollen und Ver-

antwortlichkeiten aller einschlägigen beteiligten Akteure […]“. Dieser insgesamt weite Gestal-

tungsspielraum ermöglicht es im Ergebnis jedenfalls, hierzulande die in Teil 3A.III dargestellten 

Aufgaben zur Kontrolle bzw. Verwirklichung der erweiterten Herstellerverantwortung der GHS zu-

zuweisen.  

2. Umsetzbarkeit im nationalen Recht 

Eine „unabhängige Stelle“ gemäß Art. 8a Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL im Sinne des eingangs skizzier-

ten GHS-Modells könnte einfachgesetzlich im BattDG umgesetzt werden (Punkt a)), wobei mit 

Blick auf die unionsrechtlichen Vorgaben nicht alle der im BattDG bislang für die Beleihung vorge-

sehenen Aufgaben zwingend hoheitlich ausgestaltet sein müssten (Punkt b)).  

a) Einrichtung einer GHS unter dem BattDG  

Unter dem BattDG könnte die GHS nach dem eingangs beschriebenen Konzept (siehe Teil 3A) als 

eine „unabhängige Stelle“ gemäß Art. 8a Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL eingerichtet werden.  

Der deutsche Gesetzgeber hat den unionsrechtlichen Gestaltungsspielraum im BattDG aber bis-

lang nur dahingehend genutzt, dass er – jenseits der in §§ 35, 36 BattDG geregelten Einrichtung 

einer auf eine Beratungsfunktion beschränkten Altbatteriekommission – die Ermächtigung zu ei-

ner Beleihung der branchenfremden stiftung ear vorgesehen hat (§ 37 Abs. 1 BattDG).  
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Mit dieser Entscheidung weicht der deutsche Gesetzgeber allerdings vom etablierten Modell des 

ElektroG und des VerpackG ab, in dem jeweils die Beleihung einer von den Herstellern der jewei-

ligen Branche getragenen Gemeinsamen Stelle vorgesehen ist. Dies wurde im Gesetzgebungsver-

fahren auch erkannt und daher wurde der Bundesregierung aufgegeben,  

„[…] bis zum 31. Juli 2026 zu prüfen, ob und ggf. wie zukünftig eine über die Altbatte-
riekommission hinausgehende stärkere Einbindung der Hersteller von Batterien bei 
der stiftung elektro-altgeräte register (ear) oder durch die Etablierung einer eigen-
ständigen Gemeinsamen Stelle möglich sein könnte – dabei sollte auch geprüft wer-
den, ob sich ein mögliches Modell auch auf andere Produktbereiche, die zukünftig 
einer erweiterten Herstellerverantwortung unterfallen, übertragen lässt […].“71 

Um diese im Parlamentsverfahren zum BattDG ins Gespräch gebrachte Option der Etablierung 

einer eigenständigen Gemeinsamen Stelle rechtlich abzusichern, könnte die in § 37 Abs. 1 S. 1 

BattDG vorgesehene Ermächtigung der zuständigen Behörde (UBA) zur Überantwortung der dort 

vorgesehenen Aufgaben und Befugnisse ggf. auch erweitert werden. Dies könnte ggf. zusätzlich 

flankiert werden durch eine – mit der schlanken Regelung in § 5 Abs. 1 ElektroG vergleichbare – 

explizite Verpflichtung der Hersteller, eine Gemeinsame Stelle einzurichten.  

Für die an eine solche Organisation zu stellenden Anforderungen an eine Übertragung von Aufga-

ben auf eine industriegetragene GHS selbst bietet § 37 Abs. 1 S. 3 und Satz 4 BattDG bereits einen 

rechtsformneutralen Betrauungsmaßstab: Erforderlich ist danach die „notwendige Gewähr für die 

ordnungsgemäße Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben". Liegen die kumulativen Vorausset-

zungen des § 37 Abs. 1 S. 4 BattDG vor, ist die notwendige Gewähr gegeben; der Behörde verbleibt 

insoweit kein freies Auswahlermessen, sondern eine rechtlich gebundene Prüfung.  

Da die Rechtsformfrage offen gehalten ist, kommen u.a. Stiftung, gGmbH oder eine GbR in Be-

tracht.72 Die Stiftungsform begünstigt die Erfüllung der Gewährleistungskriterien in besonderer 

Weise, weil sie Zweckbindung, institutionelle Stabilität und Unabhängigkeit von Partikularinteres-

sen strukturell absichert.73 

 
71  BT-Drs. 21/1587, S. 4. 
72  Lier, Die Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016, S. 46. 
73  Ebd. S. 46f.  



 

 
Stand: 05.06.2026 · © BBH  Seite 52/69 

b) Umfang der (hoheitlichen) Aufgaben einer GHS unter dem BattDG  

Der in § 37 Abs. 1 BattDG enumerativ festgelegte Aufgabenkatalog (dazu bereits Teil 2B.I.2) könnte 

prinzipiell auch das Aufgabenprofil einer künftigen GHS für den Bereich der Batteriewirtschaft vor-

geben. Es reicht von der Registerführung über die Zulassung und Überwachung der OfH bis zur 

Festsetzung der Ausgleichssätze und der Zuweisung von Abholpflichten.  

Der Umfang der hoheitlich zu erfüllenden Aufgaben bzw. der Beleihung, wie er momentan im 

BattDG vorgesehen ist, ist jedoch nicht zwingend. Zwingend hoheitlich sind nach der EU-BattVO 

ausschließlich diejenigen Aufgaben, die einseitige Entscheidungen mit unmittelbarer Außenwir-

kung gegenüber den Wirtschaftsakteuren beinhalten: die Erteilung und der Widerruf der Regist-

rierung nach Art. 55 Abs. 9 und Abs. 11 EU-BattVO, die Erteilung und der Widerruf der Zulassung 

der OfH nach Art. 58 Abs. 1 und Abs. 6 EU-BattVO sowie die Verhängung von Sanktionen nach 

Art. 93 EU-BattVO. Insoweit wird die Wahrnehmung durch die zuständige Behörde selbst oder im 

Wege der Beleihung einer GHS unionsrechtlich vorausgesetzt.  

Demgegenüber formuliert die EU-BattVO zahlreiche weitere Aufgabenbereiche bewusst funktio-

nal und überlässt deren organisatorische Ausgestaltung den Mitgliedstaaten. Art. 57 Abs. 3 Satz 2 

EU-BattVO ordnet die koordinierte Sicherstellung der Pflichtenwahrnehmung der OfH ausdrück-

lich entweder der zuständigen Behörde oder einem „unabhängigen Dritten" zu; eine hoheitliche 

Aufgabenwahrnehmung ist gerade nicht verlangt. Entsprechendes gilt für die allgemeine Überwa-

chungs- und Koordinierungsfunktion nach Art. 8a Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL. Die Datenerhebung 

nach Art. 75 EU-BattVO sowie die Information der Wirtschaftsakteure und Endnutzer nach Art. 74 

EU-BattVO sind Ergebnispflichten der Mitgliedstaaten ohne organisationsrechtliche Festlegung. 

Daraus folgt für die institutionelle Ausgestaltung einer GHS im Batteriebereich: Sie kann und sollte 

für die Wahrnehmung der hoheitlichen Kernentscheidungen – insbesondere die Registerführung, 

aber auch die Zulassungs- und Widerrufsentscheidungen der OfH sowie hoheitliche Sanktionen – 

beliehen werden, weil insoweit unionsrechtlich eine hoheitliche Aufgabenwahrnehmung auch vo-

rausgesetzt ist. Daneben kann die GHS jedoch eine Vielzahl weiterer Aufgaben – namentlich die 

Koordinierung der OfH im Sinne des Art. 57 Abs. 3 Satz 2 EU-BattVO, das Mengenclearing, einen 

Lastenausgleich, die Festlegung der Bemessungsparameter für die Sicherheitsleistung, die Konso-

lidierung und Aufbereitung von Mengen- und Sammeldaten, die Verbraucherkommunikation so-

wie die Vorbereitung der Trittbrettfahrerverfolgung – auf rein zivilrechtlicher Grundlage und ohne 

formelle Beleihung wahrnehmen. Ein solches hybrides Modell mit selektiver Beleihung im hoheit-

lichen Kernbereich und privatrechtlicher Aufgabenwahrnehmung ist im Übrigen unionsrechtlich 

nicht nur zulässig, sondern entspricht der von Art. 57 Abs. 3 Satz 2 EU-BattVO und Art. 8a Abs. 5 
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UAbs. 2 EU-AbfRL ausdrücklich anerkannten Architektur des EPR-Systems. Es ermöglicht zugleich 

eine schlanke Verwaltungsstruktur, weil die hoheitliche Beleihung auf das unionsrechtlich Erfor-

derliche beschränkt bleibt, und stärkt die Branchenverantwortung dort, wo das Unionsrecht sie 

ohnehin zulässt. 

Soweit in dem hier bewerteten GHS-Modell im Interesse einer bürokratiearmen Umsetzung punk-

tuell Erleichterungen – wie etwa die Vereinfachung für KMU durch Gruppenanträge bei der Re-

gistrierung – angedacht sind, wäre auch dies rechtskonform möglich. Anders als in der EU-AbfRL 

ist die Vereinfachung durch Gruppenanträge in der EU-BattVO zwar nicht ausdrücklich vorgese-

hen; die EU-BattVO steht dieser Möglichkeit aber auch nicht entgegen. Der deutsche Gesetzgeber 

hätte daher Gestaltungsmöglichkeit, diesen Mechanismus im BattDG vorzusehen. Dafür wäre 

aber § 5 Abs. 1 Satz 1 BattDG, der bislang lediglich die individuelle Registrierungspflicht des Her-

stellers vorsieht, um die Möglichkeit zu ergänzen, dass eine zugelassene OfH die Registrierung 

gebündelt für ihre inländischen Mitglieder übernimmt. Da die OfH ohnehin vollständige Angaben 

über ihre Mitglieder und deren Beteiligungsmengen vorhält und diese nach § 7 Abs. 2 Satz 3 

BattDG der zuständigen Behörde oder beliehenen Stelle anzeigt, besteht kein sachlicher Grund, 

dem einzelnen Hersteller zusätzlich die gesonderte Registrierung aufzubürden. Die GHS könnte 

im Batteriebereich als beliehene Stelle nach § 37 BattDG Gruppenanträge der OfH entgegenneh-

men, die enthaltenen Mitgliederdaten prüfen und die Registrierungsnummern nach § 5 Abs. 1 

Satz 4 BattDG erteilen, bei vollständiger Wahrung der gesetzlichen Registrierungspflicht, aber 

deutlich reduziertem Aufwand für Hersteller und Behörde gleichermaßen.  

II. Vorgaben der EU-AbfRL für den Textilsektor 

Gemäß den spezifischen unionsrechtlichen Vorgaben (Punkt 1) kann in Deutschland die Errichtung 

einer GHS auch im Textilbereich gesetzlich geregelt werden (Punkt 2).  

1. Unionsrechtliche Vorgaben für eine GHS  

Die Etablierung einer GHS wurde für den Textilbereich im Zuge der Novellierung der Abfallrah-

menrichtlinie in Art. 22c Abs. 16 UAbs. 2 EU-AbfRL unionsrechtlich ausdrücklich angelegt. Damit 

wurde für den Textilbereich speziell ausgeformt, was Art. 8a Abs. 5 UAbs. 2 EU-AbfRL bereits seit 

der Novelle 2018 sektorunabhängig für sämtliche EPR-Regime strukturell entsprechend vorsieht. 

Danach benennen die Mitgliedstaaten entweder „die zuständige Behörde oder […] einen unab-

hängigen Dritten, die bzw. der überwacht, dass die diese Organisationen für Herstellerverantwor-

tung ihren Verpflichtungen auf koordinierte Weise und unter Wahrung des Wettbewerbsrechts der 

Union nachkommen“.  
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Die Norm umreißt damit genau die Funktion, die eine GHS im Textilbereich wahrzunehmen hätte: 

branchenweite Koordination der Pflichterfüllung, Sicherung einer flächendeckenden Sammelinf-

rastruktur (Art. 22c Abs. 8 und Abs. 16 UAbs. 1 EU-AbfRL) sowie Wahrung des wettbewerbsrecht-

lichen Rahmens. Die explizite Nennung des „unabhängigen Dritten" neben der „zuständigen Be-

hörde" zeigt, dass die Richtlinie eine privatrechtlich organisierte Koordinationsstelle nicht nur als 

zulässige sondern auch gleichwertige Alternative zu einer originär behördlichen Vollzugsstelle an-

sieht. 

Innerhalb des dargestellten generellen Rahmens der Richtlinie hat der nationale Gesetzgeber er-

hebliche Freiheiten bei der Gestaltung, sowohl was Vorgaben an die Organisationsform als auch 

an den sachlichen Aufgabenbereich einer Gemeinsamen Stelle betrifft. Nach Art. 22a Abs. 6 EU-

AbfRL obliegt es nämlich den Mitgliedstaaten, „die Rollen und Verantwortlichkeiten der einschlä-

gigen an der Umsetzung, der Überwachung und der Überprüfung des Regimes der erweiterten 

Herstellerverantwortung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels beteiligten Akteure im Einklang 

mit Artikel 8a Absatz 1 Buchstabe a“ zu definieren. Im Kern kann daher auf den für den Batterie-

bereich herausgearbeiteten Maßgaben bezüglich der weiten Gestaltungsfreiheit der Mitgliedstaa-

ten (Teil 4A.I.1 oben) aufgesetzt und es können der GHS die oben beschriebenen Aufgaben zuge-

wiesen werden (Teil 3A.III oben).  

Zu beachten ist in jedem Falle auch, dass der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten ambitionierte 

zeitliche Grenzen gesetzt wurden: Die Vorgabe ist nach Art. 2 Abs. 1 -AbfRL bis zum 17.06.2027 

umzusetzen; die EPR-Regime müssen nach Art. 22a Abs. 14-AbfRL bis zum 17.04.2028 eingerich-

tet sein.  

2. Umsetzbarkeit im nationalen Recht 

Anders als im Batterierecht existiert für den Textilbereich derzeit noch kein einfachgesetzlicher 

deutscher Umsetzungsrahmen, auch wenn das BMUKN Ende März 2026 erste Eckpunkte für ein 

künftiges Textilgesetz bekannt gegeben und bis zum 24.04.2026 zur Konsultation gestellt hat.74 

Der Gesetzgeber kann also die rechtlich noch offene Ausgangslage nutzen, um für Textilien von 

vornherein ein kohärentes Organisations- und ggf. Beleihungsmodell zu der Einrichtung (Punkt a)) 

und den Aufgaben der GHS (Punkt b)) zu schaffen, das sich an den für Elektrogeräte bewährten 

Strukturen und Zuständigkeiten orientiert, aber auf der brancheneigenen Trägerschaft und Exper-

tise der Textilwirtschaft aufsetzt.  

 
74  BMUKN, Eckpunktepapier, a.a.O. (Fn. 30), S. 1. 
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a) Einrichtung einer GHS unter dem (künftigen) Textilgesetz  

Für die Ausgestaltung einer GHS im Textilbereich wäre es rechtlich zulässig, aber umgekehrt auch 

nicht zwingend, auf die für den Batteriebereich angelegte – am Vorbild des ElektroG orientierte – 

institutionelle Konzeption zurückzugreifen. Dort ist die Aufgabenzuweisung (im Wege der Belei-

hung) funktionsbezogen und rechtsformneutral angelegt; maßgeblich ist nicht eine bestimmte 

Organisationsform, sondern ob die zu beleihende Stelle die notwendige Gewähr für die ordnungs-

gemäße Erfüllung der übertragenen Aufgaben bietet. Der Gesetzgeber konkretisiert diesen Maß-

stab im ElektroG durch Anforderungen an die Zuverlässigkeit und fachliche Eignung der handeln-

den Personen, an eine angemessene Ausstattung und Organisation sowie an die Sicherstellung 

von Datenschutz und Geheimnisschutz (siehe bereits Teil 4A.I oben).  

Ein solches Regelungsmodell ließe sich auf den Textilbereich ohne Weiteres übertragen, zumal 

der unionsrechtliche Maßstab fachlicher Kompetenz bereits vorgegeben ist: Art. 22c Abs. 3 EU-

AbfRL. verlangt von den OfH ausdrücklich „das erforderliche Fachwissen in den Bereichen Abfall-

bewirtschaftung und Nachhaltigkeit". Der deutsche Gesetzgeber könnte daran anknüpfen und für 

eine künftige GHS im Bereich Textilien einen vergleichbar niedrigschwelligen, aber rechtssicher 

justitiablen Gewährleistungsmaßstab wählen wie im ElektroG. Auf diese Weise ließe sich eine Be-

trauung mit der Aufgabenwahrnehmung dogmatisch klar absichern, ohne die organisatorische 

Ausgestaltung unnötig zu verengen. Auch die Rechtsformfrage sollte deshalb bewusst offengehal-

ten werden: Das deutsche Vorbild im Elektro- und Batterierecht zeigt, dass der Gesetzgeber die 

Aufgaben und Befugnisse einer (beliehenen) Einrichtung normativ präzise vorgeben kann, ohne 

sich zugleich auf eine bestimmte privatrechtliche Organisationsform festzulegen. 

b) Umfang der (hoheitlichen) Aufgaben einer GHS unter dem (künftigen) Textilgesetz  

Die genaue Verteilung der – hoheitlichen oder privatwirtschaftlichen – Aufgaben zwischen Be-

hörde, GHS und OfH liegt nach Art. 22a Abs. 6 EU-Abf-RL ebenso im Gestaltungsermessen des 

nationalen Gesetzgebers, soweit die Richtlinienziele gewahrt bleiben. Zulässig wäre damit auch 

eine schlankere institutionelle Ausgestaltung einer GHS für Textilien, bei der zentrale Aufgaben 

– jenseits der zwingend hoheitlichen Registrierung – weitestgehend privatwirtschaftlich auf ver-

traglicher Grundlage mit den Herstellern und ohne hoheitliche Beleihung wahrgenommen wer-

den. Denkbar sind also auch Mischformen mit hoheitlichen und privatrechtlichen Aufgaben wie 

im Verpackungsbereich bei der ZSVR.  
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Im Interesse einer praxisgerechten und bürokratiearmen Implementierung könnten dabei Mög-

lichkeiten der Vereinfachung von Prozessen ausgeschöpft werden, etwa die unionsrechtlich ange-

legte, bereits erwähnte Option, dass eine OfH die Pflichten der von ihr vertretenen Hersteller ge-

bündelt übernimmt. Nach Art. 22b Abs. 5 EU-AbfRL „sorgen [die Mitgliedstaaten] dafür, dass die 

Verpflichtungen gemäß diesem Artikel im Namen der Hersteller von einer Organisation für Herstel-

lerverantwortung im Wege einer schriftlichen Vollmacht übernommen werden können". Hat ein 

Hersteller eine OfH benannt, „muss diese Organisation die Verpflichtungen nach diesem Artikel 

entsprechend erfüllen, sofern der Mitgliedstaat nichts anderes bestimmt". Funktional bietet die 

Vorschrift damit die Grundlage für einen Gruppenantragsmechanismus: Eine zugelassene OfH 

kann die Registrierungsanträge ihrer Mitglieder gegenüber dem Herstellerregister gebündelt ein-

reichen und die laufenden Mitteilungspflichten für sie wahrnehmen.  

B. Wettbewerbsrechtliche Vorgaben 

Die Einrichtung und der Betrieb einer herstellergetragenen GHS sollen der Umsetzung und Koor-

dination der erweiterten Herstellerverantwortung dienen, müssen aber im Einklang mit dem 

Wettbewerbsrecht stehen. Dabei ist insbesondere auf eine kartellrechtskonforme Ausgestaltung 

zu achten. Die kollektive Wahrnehmung koordinierender Aufgaben der GHS für die Hersteller 

(bzw. OfH) als deren Träger kann zwar potenziell Wettbewerb beeinträchtigen (Punkt I), wäre aber 

kartellrechtlich wegen der damit verfolgten, legitimen umweltpolitischen Ziele und Effizienzge-

winne gerechtfertigt (Punkt II), wie auch der Blick auf die wettbewerbsrechtliche Bewertung ver-

gleichbarer Systemstrukturen im Fall der ZSVR zeigt (Punkt III). 

I. Grundsätzliche Anwendbarkeit und Reichweite des Kartellrechts  

Die GHS ist zwar grundsätzlich als nicht gewinnorientierte, wettbewerbsneutrale und diskriminie-

rungsfreie Organisation der Hersteller bzw. OfH konzipiert, die teils hoheitliche, teils privatwirt-

schaftliche Aufgaben im System der erweiterten Herstellerverantwortung übernehmen soll (vgl. 

Teil 3A.I). Wettbewerbserheblich ist aber, dass die GHS von Herstellern bzw. OfH errichtet und 

getragen würde, die miteinander in Konkurrenz stehen, die Erfüllung ihrer EPR-Pflichten aber über 

die GHS koordinieren. Damit kann potenziell eine horizontale Vereinbarung der Hersteller einher-

gehen, die den Wettbewerb beeinflusst und daher in den Anwendungsbereich des Art. 101 Abs. 1 

des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union („AEUV“)75 bzw. § 1 des Gesetzes 

 
75  Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union in der Fassung aufgrund des am 1.12.2009 in 

Kraft getretenen Vertrages von Lissabon, EG-ABl. Nr. C 115 v. 09.05.2008, S. 4.  
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gegen Wettbewerbsbeschränkungen („GWB“)76 fällt.77 Das dort verankerte Kartellverbot unter-

sagt nämlich „Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigun-

gen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, welche den Handel zwischen Mitgliedstaa-

ten zu beeinträchtigen geeignet sind und eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 

Wettbewerbs innerhalb des Binnenmarkts bezwecken oder bewirken“ (Art. 101 Abs. 1 AEUV).  

Soweit sich die von den Herstellern errichtete und getragene GHS bei der Erfüllung der ihr zu 

übertragenden Koordinierungsaufgaben im Zusammenhang mit der erweiterten Herstellerverant-

wortung nicht auf rein hoheitliches Tätigwerden beschränkt (Punkt 1), kann die Aufgabenwahr-

nehmung potenziell wettbewerbsrelevant sein (Punkt 2). Da sich an der GHS alle Hersteller bzw. 

OfH)beteiligen würden und die GHS deutschlandweit mit der Umsetzung und Überwachung der 

Herstellerverantwortung betraut sein würde, wäre von einer Spürbarkeit der Wettbewerbsbeein-

trächtigung auszugehen und der Wettbewerb im Binnenmarkt tangiert (Punkt 3).  

1. Wettbewerbsbeeinträchtigung bei rein hoheitlichen Aufgaben (z.B. Registrierung)?  

Soweit die GHS im Wege der Beleihung hoheitliche Aufgaben wie insbesondere die gesetzlich ver-

pflichtende Registrierung von Herstellern übernimmt, würde sie nach dem beschriebenen Modell 

öffentlich-rechtlich und durch Verwaltungsakt gegenüber den Herstellern tätig werden.  

Der EuGH hat in ständiger Rechtsprechung entschieden, dass Tätigkeiten, die in Ausführung ho-

heitlicher Aufgaben und Befugnisse erfolgen, keinen wirtschaftlichen Charakter im Sinne des 

Wettbewerbsrechts haben.78 Maßgeblich ist nach der Rechtsprechung, ob die Tätigkeit ihrer Art, 

ihrem Gegenstand und den für sie geltenden Regeln nach mit der Ausübung hoheitlicher Befug-

nisse zusammenhängt.79  

 
76  Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung v. 26.07.2013 (BGBl. I 

S. 1750, 3245), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes v. 27.04.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 119).  
77  § 22 c Abs. 8 UAbs. 2 EU-AbfRL stellt klar, dass „Eventuelle Absprachen zwischen Organisationen für 

Herstellerverantwortung […] dem Wettbewerbsrecht der Union [unterliegen]“. Dies gilt insbesondere, 
soweit sich OfH für eine Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung – etwa hinsichtlich der 
Koordinierung der Sammlungssysteme oder dem Lastenausgleich sowie Mengenclearing – über die GHS 
koordinieren.  

78  EuGH, Urt. v. 19.01.1994, Rs. C-364/92, Rn. 30 – SAT Fluggesellschaft; Urt. v. 26.03.2009, Rs. C-113/07 P, 
Rn. 70 – SELEX. 

79  EuGH, Urt. v. 26.03.2009, Rs. C-113/07 P, Rn. 71ff. – SELEX. 
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Für die Registerführung auf Grundlage gesetzlicher Meldepflichten hat der EuGH dies in der Ent-

scheidung Compass-Datenbank konkretisiert.80 Dort wurde ausdrücklich festgestellt, dass ein Ho-

heitsträger, der Daten auf Grundlage gesetzlicher Meldepflichten der Unternehmen in einer Da-

tenbank speichert und die Einsichtnahme ermöglicht, nicht wirtschaftlich tätig wird und folglich 

kein Unternehmen im Sinne der Wettbewerbsregeln des AEUV ist. Dies gilt nach Auffassung des 

Gerichtshofs auch dann, wenn die Tätigkeit gegen ein gesetzlich vorgesehenes Entgelt erfolgt,81 

wie das ggf. bei Gebühren der Fall wäre. Begründet wird dies damit, dass die Tätigkeit ihrer Natur, 

ihrem Gegenstand und den für sie geltenden Regeln nach mit der Ausübung hoheitlicher Befug-

nisse verbunden und nicht vom übrigen hoheitlichen Handeln trennbar ist.82 

2. Wettbewerbsbeeinträchtigung bei sonstigen, gemischten Aufgaben (z.B. Lastenausgleich)? 

Die GHS soll in dem eingangs beschriebenen Modell auch weitere Aufgaben übernehmen, die 

zwar ggf. im Wege der Beleihung hoheitlich angelegt sein könnten (so nach aktueller Rechtslage 

v.a. im Batteriebereich), aber ggf. auch durch Koordinierungstätigkeiten der GHS flankiert werden 

können, die dem privatwirtschaftlichen Bereich zuzuordnen sind. Einige dieser Aufgaben können 

(bzw. sollen) dazu beitragen, die Wettbewerbsbedingungen der Marktteilnehmer zu verändern: 

▪ Zentrale Standardsetzung: Die GHS soll branchenweit Verfahren, Regelungen und Stan-
dards festlegen, denen sich die OfH unterwerfen müssen. Dies betrifft Produktkonformität, 
Nachweise, Prüfstandards und Verwertungsstandards. 

▪ Anreiz- und Ausgleichssystem: Die GHS soll ggf. ein Anreiz- und Lastenausgleichssystem 
etablieren, bei dem OfH mit unterdurchschnittlicher Sammelquote sich anteilig an den 
Mehrkosten übererfüllender OfH beteiligen. Dies beeinflusst potenziell wettbewerbliche 
Parameter wie Kostenstrukturen und Marktverhalten. 

▪ Preis- und Konditionenfestlegung: Für unabhängige Sammlungen soll die GHS transparente 
Annahmekonditionen über Qualität und Preis festlegen.  

▪ Trittbrettfahrerverfolgung: Die GHS würde eine zentrale, digitale Meldeplattform einrich-
ten, über die OfH und Hersteller Hinweise auf Marktteilnehmer übermitteln können, die 
sich ihren EPR-Pflichten entziehen.  

 
80  EuGH, Urt. v. 12.07.2012, Rs. C-138/11 – Compass-Datenbank. 
81  EuGH, Urt. v. 12.07.2012, Rs. C-138/11, Rn. 40f. – Compass-Datenbank. 
82  Ebd.  
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Die Bündelung der genannten Aufgaben unter dem Dach der GHS könnte ggf. als (mittelbare) Ko-

ordination der untereinander konkurrierenden Hersteller und OfH bewertet und als potenziell ge-

eignet angesehen werden, die Wettbewerbsverhältnisse im Markt zu beeinflussen, sodass darin 

eine Wettbewerbsbeschränkung i.S.d. Art. 101 Abs. 1 AEUV gesehen werden könnte.  

Dies würde aber wiederum nicht für wettbewerbsneutrale Tätigkeiten gelten. Soweit die GHS im 

hier diskutierten Modell z.B. auch als Clearingstelle agieren, also namentlich auch die wettbe-

werbsneutrale Verarbeitung von Daten, Mengen, Kosten und Ausgleichsströmen zwischen den 

Herstellern bzw. den OfH übernehmen soll, kann diese Tätigkeit zwar theoretisch auch kartell-

rechtlich neutral ausgestaltet werden. Dies setzt aber voraus, dass sie auf die Wahrnehmung rein 

technischer Abwicklungsfunktionen begrenzt ist, keine wettbewerbsrelevanten Parameter zwi-

schen den Herstellern bzw. OfH beschränkt und zur Vermeidung von Wettbewerbsbeschränkun-

gen transparent ausgestaltet ist. Das GHS-Modell würde z.T. aber konzeptionell über eine rein 

technische Abwicklung des Lastenausgleichs hinausgehen und das Verhalten der Wettbewerber 

beeinflussen, etwa durch das Anreizsystem (Teil 3A.III.5 oben). Insoweit wäre das System jeden-

falls nicht vollständig wettbewerbsneutral und der Anwendungsbereich des Art. 101 Abs. 1 AEUV 

potenziell eröffnet.  

3. Spürbarkeit und Beeinträchtigung des Handels im Binnenmarkt?  

Sofern von einer vereinbarten Wettbewerbsbeeinträchtigung durch die Koordinierungstätigkeit 

der GHS für die Hersteller bzw. OfH ausgegangen würde, wäre diese auch spürbar. Bei der Spür-

barkeit handelt es sich um ein in ständiger Rechtsprechung anerkanntes, ungeschriebenes Tatbe-

standsmerkmal des Art. 101 Abs. 1 AEUV.83 Eine Wettbewerbsbeschränkung ist danach nicht spür-

bar, „wenn sie den Markt wegen der schwachen Stellung der Beteiligten auf dem Markt der frag-

lichen Erzeugnisse nur geringfügig beeinträchtigt“.84 Da das hier diskutierte GHS-Modell darauf 

ausgelegt ist, dass flächendeckend sämtliche Hersteller bzw. OfH die GHS errichten bzw. sich an 

ihr beteiligen, läge nach den Kriterien der Rechtsprechung die Spürbarkeit vor.  

Die Einführung einer GHS zur Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung in Deutsch-

land mit Wirkung für alle Hersteller, die Batterien bzw. Textilien auf dem deutschen Markt in Ver-

kehr bringen, wäre darüber hinaus auch potenziell geeignet, den Handel zwischen den Mitglied-

staaten zu beeinträchtigen. Dies ist nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs der Fall, 

 
83  Siehe nur Zimmer in: Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht, 7. Auflage 2025, AEUV, Art. 101 Abs. 1 

Rn. 152 m.w.N.  
84  So bereits EuGH, Urt. v. 09.07.1969, Rs. 5/69, Rn. 7 – Voelk/Vervaeck.  
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wenn „sich anhand einer Gesamtheit objektiver, rechtlicher oder tatsächlicher Umstände mit hin-

reichender Wahrscheinlichkeit voraussehen lässt, dass die Vereinbarung unmittelbar oder mittel-

bar, tatsächlich oder der Möglichkeit nach, den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinflussen 

kann“.85 Vorliegend soll die Tätigkeit der herstellergetragenen GHS bestimmungsgemäß auf die 

Entwicklung des Batterie- bzw. Textilmarktes im Sinne einer ressourceneffizienten, zirkulären 

Kreislaufwirtschaft Einfluss nehmen, indem sie die Überwachung und Durchsetzung der erweiter-

ten Herstellerverantwortung übernimmt. Da die GHS dabei zugleich auf flächendeckende Einbin-

dung aller Hersteller bzw. OfH ausgelegt ist, wäre mit hinreichender Wahrscheinlichkeit von ihrer 

Eignung auszugehen, den zwischenstaatlichen Handel zu beeinflussen. Dies gilt insbesondere für 

Hersteller aus anderen EU-Mitgliedstaaten, die ihre Produkte in Deutschland anbieten 

II. Kartellrechtliche Rechtfertigung  

Selbst wenn und soweit die Aufgabenerfüllung durch die GHS prinzipiell unter das Kartellverbot 

nach Art. 101 Abs. 1 AEUV fiele, weil darin eine den Wettbewerb beeinträchtigende, spürbare 

(mittelbare) Koordination der Aktivitäten der Hersteller bzw. OfH gesehen werden würde, könnten 

diese dennoch aus übergeordneten Gründen wie dem In diesem Kontext bereits als legitim aner-

kannten Ziel des Umweltschutzes gerechtfertigt bzw. freigestellt sein. Nach Art. 101 Abs. 3 AEUV 

kann eine grundsätzlich wettbewerbsbeschränkende Vereinbarung kartellrechtlich freigestellt 

sein, wenn die durch sie ermöglichten Wohlfahrtsgewinne die wettbewerblichen Nachteile auf-

wiegen (Punkt 1) und wenn die Vorteile zumindest teilweise an die Verbraucher weitergegeben 

werden (Punkt 2), ohne dass der Wettbewerb ausgeschlossen wird (Punkt 3).  

1. Beitrag zu Gewinnen 

Nach Art. 101 Abs. 3 AEUV müsste die Koordination der Hersteller bzw. OfH über die GHS in Bezug 

auf die erweiterte Herstellerverantwortung zur Verbesserung der Warenerzeugung oder -vertei-

lung oder zur Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen. Davon ist 

hier auszugehen, weil die Errichtung und Tätigkeit der GHS bestimmungsgemäß darauf abzielt, im 

Sinne der umweltpolitischen Zielsetzungen der EU-AbfRL die Ressourcenallokation und -effizienz 

im Bereich der Batterie- und Textilwirtschaft zu optimieren und dadurch zugleich einen substan-

ziellen Beitrag zu qualitativen und quantitativen Verbesserungen der Warenerzeugung und zur 

Entwicklung des technischen Fortschritts zu leisten.  

 
85  So bereits EuGH, Urt. v. 30.06.1966, Rs. 56/65, – Société Technique Minière (LTM)/Maschinenbau Ulm 

(MBU).  
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Im Rahmen von Art. 101 Abs. 3 AEUV ist anerkannt, dass die Beurteilung von (Effizienz-) Vorteilen 

speziell auch mit Blick auf das jeweils relevante Unionsinteresse bzw. die maßgeblichen Politiken 

der Union zu erfolgen hat. Das führt z.B. dazu, dass Maßnahmen in Bezug auf Produktentwicklun-

gen, die den Umweltschutz und die Energieeffizienz erhöhen, grundsätzlich sogar dann als vor-

teilhaft angesehen werden können, wenn sie geringe Kostenerhöhungen bewirken.86  

Die (koordinierte) Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung dient dazu, die Ressour-

ceneffizienz zu verbessern, was unmittelbar schon im unionsrechtlichen Leitbild des Art. 1 EU-

AbfRL zum Ausdruck kommt:  

„Mit dieser Richtlinie werden Maßnahmen festgelegt, die dem Schutz der Umwelt 
und der menschlichen Gesundheit dienen, indem die Erzeugung von Abfällen und die 
schädlichen Auswirkungen der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen vermie-
den oder verringert, die Gesamtauswirkungen der Ressourcennutzung reduziert und 
die Effizienz der Ressourcennutzung verbessert werden, und welche für den Übergang 
zu einer Kreislaufwirtschaft und für die Sicherstellung der langfristigen Wettbewerbs-
fähigkeit der Union entscheidend sind.“ 

Die Tätigkeit der GHS ist auf die Überwachung und Durchsetzung der in Art. 8, 8a EU-AbfRL ver-

ankerten erweiterten Herstellerverantwortung im Batterie- und Textilbereich ausgelegt, die wie-

derum nach Art. 8 Abs. 1 EU-AbfRL darauf abzielt, zur „Verbesserung der Wiederverwendung und 

der Vermeidung, des Recyclings und der sonstigen Verwertung von Abfällen“ beizutragen. Die GHS 

mit den eingangs erläuterten Vorteilen (Teil 3B oben) bietet dabei in besonderem Maße Gewähr 

dafür, diese Ziele der erweiterten Herstellerverantwortung zu erreichen und weitere Effizienzen 

zu heben. So soll die GHS staatliche Stellen entlasten, durch Nutzung von Branchenexpertise und 

vereinfachte, digitalisierte Prozesse einen (kosten)effizienten Vollzug der EPR-Verpflichtungen für 

die Wirtschaft ermöglichen, über die Koordinierung der Sammelsysteme parallele Infrastrukturen 

und damit überflüssige Zusatzkosten bestmöglich vermeiden und nicht zuletzt durch Trittbrett-

fahrerverfolgung faire Wettbewerbsbedingungen zwischen den Herstellern bzw. OfH schaffen.  

2. Angemessene Beteiligung der Verbraucher an den Gewinnen 

Eine Freistellung nach Art. 101 Abs.3 AEUV erfordert, dass Verbraucher angemessen an dem ent-

stehenden Gewinn partizipieren. Dies setzt voraus, dass sie „an der Verbesserung der Warener-

zeugung oder -verteilung bzw. der Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts 

 
86  Wolf in: Münchener Kommentar, Wettbewerbsrecht, 4. Auflage 2023, AEUV, Art. 101 Abs. 3 Rn. 1123.  
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angemessen beteiligt werden, so dass ihnen ein konkreter Vorteil erwächst“, wobei der Verbrau-

chervorteil „auch darin liegen [kann], dass der Eintritt eines Nachteils abgewendet wird“.87 

Die GHS ist durch ihre dargestellten Strukturen und Kompetenzen auf eine wirksame und effizi-

ente Verwirklichung der erweiterten Herstellerverantwortung angelegt und trägt zur Entlastung 

der Verwaltung bei (Teil 3A.IV oben). Auch die Wirtschaft soll durch schlanke, digitalisierte Pro-

zesse und die Ausschöpfung von Erleichterungen in der Abwicklung der erweiterten Herstellerver-

antwortung über die GHS profitieren. Beide Aspekte – Entlastung der Verwaltung und Vereinfa-

chung für die Wirtschaft – ermöglichen eine hohe Kosteneffizienz des Systems und gewährleisten, 

dass Vorteile daraus in angemessener Weise auch Verbrauchern zugutekommen, etwa in Form 

branchenoptimierter, verbrauchernaher Sammelstrukturen, verbesserter Ressourceneffizienz 

und Reduzierung der über die Produktpreise abzuwälzenden Transaktionskosten aus der Erfüllung 

der Herstellerpflichten.  

3. Unerlässlichkeit der Kooperation, Kein Ausschluss des Wettbewerbs  

Die Koordination der Hersteller über die GHS im hier skizzierten Modell müsste für das Erzielen 

der Vorteile unerlässlich sein. Das erfordert, dass „den beteiligten Unternehmen […] durch die Ko-

operation keine Beschränkungen auferlegt werden [dürfen], die zur Verwirklichung der kooperati-

onsspezifischen Effizienzgewinne nicht unerlässlich sind“.88 Auch davon ist hier auszugehen.  

Das GHS-Modell ist darauf ausgelegt, die Koordinierung der Hersteller auf das zur Verwirklichung 

der erweiterten Herstellerverantwortung Nötige zu beschränken. Das gilt insbesondere für die 

Koordinierung der Sammlungssysteme und den Lastenausgleich sowie das Mengenclearing, wo 

durch IT-Systeme und ggf. die Einbindung externer, von Standes wegen zur Vertraulichkeit ver-

pflichteter Personen sichergestellt wird, dass ein Informationsaustausch und die Abstimmung 

über wettbewerbliche Aktivitäten zwischen den Herstellern bzw. OfH unterbleiben.  

Die Tätigkeit der GHS dürfte auch nicht zu einem Ausschluss des Wettbewerbs führen. Sie darf 

also den Herstellern als Systemträgern der GHS „nicht die Möglichkeit eröffnen, für einen wesent-

lichen Teil der betreffenden Waren oder […] der betreffenden Dienstleistungen den Wettbewerb 

auszuschalten“, was dem Ziel dient, „einen funktionierenden Wettbewerbsprozess langfristig si-

cherzustellen“.89 Hier soll das Engagement der Hersteller über die GHS darauf beschränkt sein, 

 
87  Wolf in: Münchener Kommentar, Wettbewerbsrecht, 4. Auflage 2023, AEUV, Art. 101 Abs. 3 Rn. 1135 

m.w.N.  
88  Wolf in: Münchener Kommentar, Wettbewerbsrecht, 4. Auflage 2023, AEUV, Art. 101 Abs. 3 Rn. 1158.  
89  Wolf in: Münchener Kommentar, Wettbewerbsrecht, 4. Auflage 2023, AEUV, Art. 101 Abs. 3 Rn. 1180 

m.w.N.  
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einen wirksamen Vollzug der erweiterten Herstellerverantwortung zu ermöglichen und im Inte-

resse gleicher Wettbewerbschancen für eine faire, verursachungsgerechte Verteilung der System-

kosten zu sorgen. Die Kooperation erschöpft sich insoweit darin, ein funktionierendes Ökosystem 

für die zwingend erforderlichen Registrierungs-, Meldungs-, Überwachungs- und Abwicklungspro-

zesse zu schaffen. Wettbewerb der Hersteller soll damit nicht ausgeschlossen, sondern unter Ver-

wirklichung der Umweltziele der Union in voller Funktionsfähigkeit gerade verwirklicht werden.  

III. Kartellrechtliche Zulässigkeit am Beispiel der Verpackungsbranche/der ZSVR  

Die Kartellrechtskonformität des GHS-Modells im Batterie- und Textilbereich wird durch frühere 

Erfahrungen aus der Vollzugspraxis der erweiterten Herstellerverantwortung in einem anderen 

Bereich bestätigt. So zeigt der Fall des Marktanteilsberechnungskonzepts und der Prüfleitlinien für 

System-Wirtschaftsprüfer:innen der ZSVR, dass bzw. wie eine gemischte – also öffentlich- und pri-

vat-rechtlich ausgestaltete – Aufgabenerfüllung kartellrechtskonform möglich ist.  

Die ZSVR erhielt mit dem Inkrafttreten des neuen VerpackG zum 01.01.2019 die Aufgabe, die 

Marktanteile der Dualen Systeme bei der Lizenzierung von Verkaufsverpackungen zu ermitteln, 

welche sodann die Grundlage für die Verteilung der Entsorgungskosten zwischen den Dualen Sys-

temen bilden, die sich aus der gemeinsamen Organisation der Verpackungserfassung ergeben. 

Die Ermittlung der Marktanteile erfolgte zuvor durch die Dualen Systeme im Rahmen der Gemein-

samen Stelle, die der kartellrechtlichen Aufsicht durch das Bundeskartellamt unterstand. Um auch 

unter dem VerpackG kartellrechtliche Aspekte bei der Berechnung der Marktanteile zu berück-

sichtigen, sieht § 26 Abs. 1 Nr. 12, 13 VerpackG das Einvernehmen der ZSVR mit dem Bundeskar-

tellamt vor.  

Dieses kartellbehördliche Einvernehmen wurde vor Inkrafttreten des VerpackG auch erteilt,90 

nachdem das Bundeskartellamt die Entwicklung des Marktanteilsberechnungskonzepts und der 

Prüfleitlinien für System-Wirtschaftsprüfer:innen eng begleitet hatte. Ein Kernpunkt war dabei, 

dass die Nachtragsmengenmeldungen bei der Feststellung der Marktanteile per Verwaltungsakt 

durch die ZSVR berücksichtigt werden. Nachtragsmengenmeldungen sind Verpackungsmengen, 

die Hersteller bzw. Inverkehrbringer erst nach Abschluss eines Leistungsjahres bei den Dualen Sys-

temen lizenzieren. Dies führte vor Inkrafttreten des VerpackG häufig zu Streit über Marktanteile 

und Entsorgungskosten. Daher hat das Bundeskartellamt festgelegt, dass solche Nachmeldungen 

 
90  Bundeskartellamt, Fallbericht v. 21.11.2018 zur Entsch. v. 14.11.2018, Az. B4-15/17 (abrufbar unter: 

Bundeskartellamt - Homepage - B4-15/17).  

https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Entscheidung/DE/Fallberichte/Kartellverbot/2018/B4-15-17.html?nn=55030
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von der ZSVR amtlich festgestellt werden. So können alle Mengenmeldungen gerichtlich überprüft 

werden, was zuvor nur sehr eingeschränkt möglich war. 

Da das GHS-Modell ebenfalls auf eine wirksame – also praktikable wie justiziable – Umsetzung der 

erweiterten Herstellerverantwortung und eine verursachungsgerechte Verteilung der Lasten und 

Systemkosten aus der Sammlung und Verwertung ausgerichtet ist, wäre es grundsätzlich nach 

vergleichbaren wettbewerbsrechtlichen Maßstäben wie das der ZSVR zu bewerten. Von einer kar-

tellrechtskonform möglichen Ausgestaltung nach Art. 101 AEUV (bzw. § 1 GWB) wäre daher aus-

zugehen.  

C. Verfassungsrechtliche Vorgaben  

Soweit hoheitliche Befugnisse auf eine GHS im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung 

übertragen würden, berührt dies zentrale verfassungsrechtliche Prinzipien des deutschen Verwal-

tungsrechts, insbesondere den sogenannten Funktionsvorbehalt des Art. 33 Abs. 4 des Grundge-

setzes („GG“),91 wonach die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse als ständige Aufgabe in der 

Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen ist (sog. Beamtenvorbehalt). Unter 

bestimmten Voraussetzungen ist allerdings eine Betrauung privater Institutionen mit hoheitlichen 

Aufgaben im Wege der Beleihung möglich. Diese Voraussetzungen wären in Bezug auf das GHS-

Modell erfüllt bzw. erfüllbar (Punkt I), wie auch der Blick auf die verfassungsrechtliche Bewertung 

entsprechender Befugnisse der stiftung ear zeigt (Punkt II).  

I. Voraussetzungen einer zulässigen Beleihung der GHS 

Die Beleihung als Instrument der staatlich-privaten Aufgabenwahrnehmung ist in Deutschland 

mangels expliziter allgemeiner Regelungen maßgeblich von der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts („BVerfG“) sowie des Bundesverwaltungsgerichts („BVerwG“) geprägt und er-

laubt nur unter bestimmten Voraussetzungen die Übertragung staatlicher Aufgaben auf Private. 

Die Beleihung einer GHS ist verfassungsrechtlich zulässig, wenn sie auf einer tragfähigen gesetzli-

chen Grundlage steht (Punkt 1), einen besonderen sachlichen Grund aufweist (Punkt 2), der Um-

fang der Aufgabenübertragung verhältnismäßig (Punkt 3) und klar abgegrenzt ist (Punkt 4) und 

die laufende staatliche Aufsicht gesichert bleibt (Punkt 5).92  

 
91  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im BGBl. Teil III, Gliederungsnummer 100-1, 

veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.03.2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 94).  

92  zu diesen kumulativen Voraussetzungen für den Vollzug der erweiterten Herstellerverantwortung im 
Elektrobereich Lier, Die Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016, S. 69ff., 73ff., 84ff. 
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1. Gesetzliche Grundlage  

Die Beleihung darf nur durch oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen.93  

Eine solche gesetzliche Grundlage ist für den Batteriebereich funktional in § 37 Abs. 1 S. 1, 2 

BattDG bereits angelegt, jedoch derzeit institutionell auf die stiftung ear ausgerichtet (Teil 2B.I.2 

oben). Die dort geregelte Ermächtigung zur Beleihung müsste also im Wege einer Gesetzesände-

rung auf die GHS angepasst werden (Teil 4A.I.2 oben).  

Im Textilbereich fehlt es derzeit insgesamt noch an einer gesetzlichen Grundlage für die Beleihung 

einer Gemeinsamen Stelle (Teil 2B.II.2 oben). In dem geplanten Textilgesetz könnte aber – analog 

zum Batteriebereich – eine Ermächtigung zur Beleihung der GHS mit dem Vollzug bestimmter 

Aufgaben geregelt werden (Teil 4A.II.2 oben).  

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang in jedem Fall, dass bei einer neu gegründeten 

Stelle die Gesetzesbegründung insbesondere die Notwendigkeit der Privatorganisation, den Vor-

teil gegenüber staatlichem Vollzug sowie die organisatorische und fachliche Ausstattung darlegen 

muss.94 Dies wäre hier aufgrund der angedachten Aufstellung der GHS möglich (Teil 3A.II und Teil 

3A.IV oben).  

2. Besonderer sachlicher Grund 

Es bedarf eines spezifisch begründeten öffentlichen Interesses, das die Ausnahme vom Funktions-

vorbehalt rechtfertigt. Rein wirtschaftliche Erwägungen reichen nicht aus; hinreichend ist eine 

besondere Eignung und Sachkompetenz des Beliehenen.95 Bei neu gegründeten Organisationen 

muss sichergestellt sein, dass die erforderliche Aufbau- und Ablauforganisation, das Fachpersonal 

und die notwendigen Ressourcen vorhanden sind, um die übernommenen Aufgaben rechtssicher 

und effizient zu erfüllen.96 Allein die Entlastung staatlicher Behörden oder eine branchennahe Lö-

sung genügen nicht; entscheidend ist die nachweisbare besondere Fach- und Sachkunde.97  

 
93  BVerwG, Urt. v. 26.08.2010 – 3 C 35/09.  
94  Lier, Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016., S. 75f. 
95  BVerfG, Urt. v. 18.01.2012 – 2 BvR 133/10, BVerfGE 130, 76 (116f.) – rein fiskalische Gesichtspunkte 

unzureichend; BVerwG, Beschl. v. 29.09.2005 – 7 BN 2.05, NVwZ 2006, 829 (830) – besondere Eignung 
und Sachkompetenz als sachlicher Grund; ausführlich Lier, Die Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 
2016, S. 73f. 

96  Lier, Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016, S. 75f., 79f. 
97  Lier, Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016., S. 73f. 
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Dies ist hier der Fall. Das GHS-Modell soll auf die spezifischen Kenntnisse der Privatwirtschaft zu-

rückgreifen (Teil 3B.I oben) und weist daher eine besondere Eignung hinsichtlich der komplexen 

fachlichen Anforderungen bei der Umsetzung der EPR-Pflichten im Batterie- und Textilbereich auf.  

3. Verhältnismäßigkeit der Übertragung 

Der besondere Sachgrund muss im Rahmen einer strengen Verhältnismäßigkeitsprüfung mit der 

Intensität des Eingriffs in den Funktionsvorbehalt abgewogen werden.98 Je umfassender und 

grundrechtsrelevanter die zu übertragenden Aufgaben sind, desto strenger ist die Prüfung. Die 

Aufgabenübertragung ist insbesondere dann verhältnismäßig, wenn die gesetzlichen Vorgaben so 

konkret und detailliert ausgestaltet sind, dass für die betroffenen Akteure keine unzumutbaren 

Unsicherheiten entstehen.  

Für die GHS würde daher gelten: In der gesetzlichen Grundlage sind die der GHS übertragenen, 

zur wirksamen Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung erforderlichen hoheitlichen 

Aufgaben im Einzelnen zu benennen, so dass die Hersteller bzw. OfH diese konkret nachvollziehen 

können. Ihre internen Regelwerke, Verfahrensstandards und Klassifikationsentscheidungen müs-

sen sich wiederum strikt im Rahmen der gesetzlichen Ermächtigung halten und dürfen diese nicht 

erweitern oder abändern.99 Eine vergleichbare Konkretisierung der Aufgaben wie im BattDG und 

die darauf basierende Abbildung der Aufgaben im eigentlichen Verwaltungsakt der Beleihung 

würde dies sicherstellen.  

4. Begrenzung und Konkretisierung des Aufgabenbereichs 

Eine vollständige Verlagerung staatlicher Aufgaben auf die GHS wäre verfassungsrechtlich bedenk-

lich; ein ausgewogenes Verhältnis zwischen privatwirtschaftlicher Durchführung und staatlicher 

Steuerung muss gewahrt bleiben. Die der GHS übertragenen Aufgaben müssen gesetzlich eindeu-

tig umrissen und abgegrenzt sein. 

Die Übertragung darf sich daher regelmäßig nur auf klar umrissene, sachlich begründete Vollzugs-

aufgaben erstrecken – wie insbesondere Registrierung der Hersteller oder aber Zulassungs- und  

Widerrufsentscheidungen bei OfH.  

 
98  BVerwG, Beschl. v. 29.09.2005 – 7 BN 2.05, NVwZ 2006, 829 (829); Lier, Die Gemeinsame Stelle nach 

dem ElektroG, 2016, S. 76. 
99  Eine solche Anforderung hat das Verwaltungsgericht (VG) Ansbach für die ear explizit herausgearbeitet, 

VG Ansbach, Urt. v. 18.10.2006 – 11 K 06.1946, BeckRS 2006, 27089, S. 20: „grundsätzlich eine Bindung 
an zwingende Vorgaben des ElektroG“.  
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Die Vergütungsstruktur der GHS muss zudem klar zwischen Verwaltungsgebühren für hoheitliche 

Amtshandlungen und etwaigen privatrechtlichen Entgelten differenzieren. Praktisch bedeutsam 

ist in diesem Zusammenhang, dass die GHS für ihre hoheitlichen Amtshandlungen keine Umsatz-

steuer erheben darf, da es sich bei diesen Einnahmen um „Einnahmen aus öffentlich-rechtlicher 

Gewalt" handelt und eine gebührenrechtliche Grundlage hierfür fehlt.100 

5. Staatliche Aufsicht und Letztverantwortung 

Auch nach Übertragung der Aufgaben muss der Staat die Rechts- und Fachaufsicht sicherstellen 

und im Bedarfsfall intervenieren können. Die GHS muss dem Gemeinwohl verpflichtet bleiben und 

der laufenden Kontrolle und Weisungsbefugnis der zuständigen staatlichen Fachbehörden unter-

liegen. Die Entscheidungsprozesse müssen transparent und nachvollziehbar sein; etwaige Interes-

senkonflikte innerhalb der GHS sind wirksam zu adressieren.  

Diesen Vorgaben kann auch bei Einrichtung der GHS entsprochen werden. Die staatliche Aufsicht 

muss dafür – entsprechend dem in § 38 BattDG bzw. § 41 ElektroG geregelten Modell – nicht nur 

die Kontrolle der Rechtmäßigkeit sondern auch der Zweckmäßigkeit der Aufgabenerfüllung um-

fassen. Ergänzend ist ein gesetzlich ausgestaltetes Selbsteintrittsrecht der zuständigen Behörde 

erforderlich, dass es ermöglicht, die Aufgabenwahrnehmung an sich zu ziehen oder durch Dritte 

durchführen zu lassen, wenn die beliehene Stelle ihre Aufgaben nicht oder nur unzureichend er-

füllt – analog § 38 Abs. Abs. 2 BattDG bzw. § 41 Abs. 2 ElektroG.101 

II. Verfassungsrechtliche Zulässigkeit am Beispiel der Elektrobranche/der stiftung ear  

Das Rechtsinstitut der Beleihung von Gemeinsamen Stellen ist in der Umsetzung der erweiterten 

Herstellerverantwortung in Deutschland nicht neu und verfassungsrechtlich validiert, was zeigt, 

dass eine Beleihung einer herstellergetragenen GHS in anderen Branchen ebenfalls verfassungs-

konform möglich ist.  

Für die stiftung ear als Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG hat das Bayerische Verwaltungsge-

richt (VG) Ansbach die Verfassungsmäßigkeit der Beleihung in zwei grundlegenden Entscheidun-

gen ausdrücklich bestätigt.102 Das Gericht führte aus, dass ein Verstoß gegen Art. 33 Abs. 4 und 

Art. 20 Abs. 2 GG nicht anzunehmen sei, „da ein sachlicher Grund für die Beleihung darin liegt, 

 
100  So für die stiftung ear das VG Ansbach, Urt. v. 18.10.2006 – 11 K 06.1946, BeckRS 2006, 27089, Leitsatz 

2 und S. 25f.  
101  Lier, Gemeinsame Stelle nach dem ElektroG, 2016, S. 86f. 
102  VG Ansbach, Urt. v. 18.10.2006 – 11 K 06.1946, BeckRS 2006, 27089; VG Ansbach, Urt. v. 13.01.2010 – 

11 K 09.812, BeckRS 2010, 48014. 
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dass der Vollzug des ElektroG einen speziellen Sachverstand und damit eine eigene Organisation 

erfordert"103.  

Im Ergebnis steht die Beleihung einer GHS für den Batterie- und Textilbereich daher auf verfas-

sungsrechtlich gesichertem Boden. Die Rechtsprechung des VG Ansbach zur stiftung ear belegt, 

dass das Modell der Beleihung einer branchengetragenen Gemeinsamen Stelle für komplexe Pro-

duktverantwortungsregime mit Art. 33 Abs. 4 GG vereinbar ist, sofern die genannten Vorausset-

zungen – gesetzliche Grundlage, sachlicher Grund, Verhältnismäßigkeit, Aufgabenbegrenzung 

und staatliche Aufsicht – erfüllt sind. 

 

 

 
103  VG Ansbach, Urt. v. 18.10.2006 – 11 K 06.1946, BeckRS 2006, 27089, unter 1. der Entscheidungsgründe; 

wortgleich VG Ansbach, Urt. v. 13.01.2010 – 11 K 09.812, BeckRS 2010, 48014, unter 1. der Entschei-
dungsgründe; das Gericht stützt sich auf BVerwG, Beschl. v. 29.09.2005, NVwZ 2006, 829.  
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